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ZUR EINLEITUNG 

Wenn Schreiner Tische machen ... 

Man stelle sich das vor: Ein Schreiner entwirft in schöpferischen Stunden einen neuen Tisch, sucht 

lange nach dem besten Holz, nimmt davon, macht daraus in tagelanger Arbeit in seiner Werkstatt 

ein wunderschönes Stück, schliesslich noch die sorgsame Lackierung ... dann telefoniert er ein paar 

Kollegen, sagt, er hätte da einen besonders schönen Tisch gemacht, worauf die Kollegen vorbei­

kommen, die Arbeit bewundern und fachmännisch würdigen, dann gehen sie wieder und nun stellt 

unser Schreiner seinen Tisch in den Keller, basta, quasi ins Möbelarchiv und dort bleibt der Tisch 

denn auch ... für immer. Nur seine Frau sagt so alle paar Jahre, ob er ihn denn nicht verkaufen 

oder zumindest ausstellen möchte. 

Vergleiche hinken immer. Historiker zum Beispiel lackieren ihre Arbeiten zum Schluss nicht, son­

dern versuchen, ganz im Gegenteil, möglichst viel Lack abzukratzen ... Aber natürlich will das 

Histörchen mit unserem Schreiner auf etwas ganz anderes hinaus. Es will sagen: Warum einen 

schönen guten Tisch im Keller verstauben lassen. Zeig doch, Schreiner, Deine Arbeit. 

Nun muss man fairerweise zugeben, dass nur sehr wenige Schreiner ihre Tische in den Kellern 

endlagern. Wohl aber tun das Wissenschafter. Mich dünkt, denen genügt es oft bereits, wenn ihre 

Branche von der Sache Kenntnis genommen hat. Und das ist schade. Und deshalb finde ich die 

Berner Historischen Mitteilungen so gut. Sie tun etwas gegen vorschnelle Endlagerung. Und sie 

wollen ganz offensichtlich hintertreiben, dass die Sache branchenintern bleibt. 

Kommt noch dazu, dass unser Schreiner, da selbständig erwerbend, ein gewisses Recht hat, seinen 

Tisch im Keller zu verstecken. Von dieser Art ist aber eigentlich die Selbständigkeit der Wissen­

schafter nicht. Viele Leute ausserhalb der Universität "steuern" zu ihrem Lohn bei. Und erwarten 

deshalb, ganz primitiv mitrechnend, zumindest eine Art Verzinsung. Zum Beispiel in der Art, dass 

ein Historiker uns Laien erzählt, wenn er im Keller eines Schreiners aus dem 17. Jahrhundert einen 

offensichtlich nie benutzten Tisch entdeckt, auf dessen Platte eine weibliche Handschrift (die des 

Schreiners Frau?) geritzt hat: Mein Mann ist ein Egoist. 

Nachtrag des Redaktors 

Andreas M. Sommer 

Leiter der Universitätspressestelle 

Offensichtlich haben die "Berner Tische" in Basel Anklang gefunden. Das dortige Historische 

Seminar hat nämlich in diesem Jahr ebenfalls "Mitteilungen" herausgegeben. Für einmal wenigstens 

waren die Berner schneller ... 

Unseren Neuabonnenten möchte ich bekanntgeben, dass die in Form von Abstracts präsentierten 

Lizentiatsarbeiten und Dissertationen vom Institut nicht ausgeliehen werden, sondern über die be­

treffenden Autoren beschafft werden müssen. 

Wir erlauben uns auch in diesem Jahr, für freiwillige Spenden einen Einzahlungsschein beizulegen. 

Christian Pfister 
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Benedikt Bietenhard 

DIE KIRCHGEMEINDE LANGNAU IM 18. JAHRHUNDERT 

EINE SOZIALGESCHICHTLICHE UNTERSUCHUNG 

Dissertation bei Prof. Dr. B. Mesmer 

Seit einiger Zeit befasst sich auch in der Schweiz eine wachsende Zahl von sozialgeschichtlichen 

Untersuchungen mit Orts- und Regionalgeschichte. Neben dem hauptsächlichen Interesse am All­

tagsleben der grossen, weitgehend schriftlosen Mehrheit der Bevölkerung steht in der Regel die 

Frage nach den Veränderungen von Lebensformen und Mentalitäten und ihren Ursachen im Vor­

dergrund. Ein neues, von der französischen Historiographie erarbeitetes methodisches Instrumenta­

rium erlaubt den Zugriff auf reiche, bislang unerforschte Bestände sog. serieller Quellen und er­

möglicht damit einen neuen, durch zeitgenössische Wertungen wenig verstellten Blick auf vorindu­

strielle Gesellschaften. 

Ziel der hier vorgelegten Untersuchung ist es, den demografischen, sozialen und wirtschaftlichen 

Aufbau einer ländlich - zentralörtlichen Gesellschaft des bernischen 18. Jahrhunderts zu beschrei­

ben und zu analysieren. Im Vordergrund steht dabei die Auswertung serieller Quellen (Zivil­

standsregister, Haushaltzählungen, Steuerlisten, Almosen- und Vogteirechnungen u.ä.) aus den Be­

ständen des Staatsarchivs Bern und des Gemeindearchivs Langnau in steter Konfrontation mit einer 

breiten Palette narrativer Quellen (Pfarrberichte, topografische Beschreibungen, Gutachten, Briefe 

etc.) aus dem gesamten Emmental. 

Die Arbeit gliedert sich in drei Hauptteile. Ein erster befasst sich eingehend mit den verschiedenen 

Aspekten der Demografie, der zweite anhand der Haushaltzählungen mit der Struktur der gesell­

schaftlichen Gruppen und der dritte mit den Problemen der sozialen Schichtung und mit den wirt­

schaftlichen Grundlagen. 

Das Wachstum der Langnauer Bevölkerung wies seit dem 16. Jh. Phasen unterschiedlicher Intensität 

auf: Als Zeiten besonders kräftiger Zunahme entpuppten sich das zweite Drittel des 16., der grösste 

Teil des 17. und die zweite Hälfte des 19. Jh., während der Bevölkerungszuwachs im 18. Jh. sich 

spürbar verlangsamte. Das nach wie vor beträchtliche natürliche Wachstum wurde zwischen 1750 

und 1800 zur Hälfte durch Abwanderung reduziert, die ihre Ziele sowohl in der nächsten Umge­

bung als auch im übrigen bernischen - vor allem welschen - Staatsgebiet fand. Die sich auf­

drängende Frage nach den Ursachen dieser Wanderungsverluste bei gleichzeitiger, gemessen an 

ostschweizerischen Untersuchungsgebieten, günstigen demografischen Rahmenbedingungen führte 

zur Hypothese einer wirtschaftlichen Strukturkrise, deren Merkmal nicht mehr Hunger und Seu­

chen, sondern ein Angebotsdefizit auf dem lokalen Arbeitsmarkt war. Die Tragfähigkeit dieser 

Hypothese wird im dritten Hauptteil eingehend geprüft. 

Innerhalb des demografischen Teiles der Arbeit nimmt die Analyse der sog. Familienrekonstitution 

einen zentralen Platz ein. Sie wurde auf der Basis sämtlicher 530 Haushalte der Zählung von 1763 

vorgenommen und erlaubt es, die biologischen Gegebenheiten von Leben und Sterben der Lang­

nauer sozial zu verorten (Schichtspezifität von Lebenserwartung, Familiengrösse, Säuglings- und 
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Kindersterblichkeit, Fruchtbarkeit, Heiratsalter, Ehedauer) und mit den Ergebnissen anderer 
schweizerischer Untersuchungen zu vergleichen. 

Besonderes Interesse gilt in den meisten Studien zur alteuropäischen Demografie den Krisen. Von 
den vier nachweisbaren grossen Seuchen des 17. und 18. Jh. konnten die beiden Ruhrepidemien 
von 1750 und 1793 in ihrem Verlauf eingehender analysiert werden. Diese besonders in den 
Herbstmonaten wütende Krankheit raffte vor allem Kinder zwischen zwei und zehn Jahren hin­
weg. Pfisters umfangreiche Studien zur schweizerischen Klimageschichte ermöglichten es im wei­
tem, den Einfluss des Klimageschehens auf den langfristigen Verlauf der Geburten, Heiraten und 
Todesfälle zu beobachten, was sich besonders im Zusammenhang mit Seuchenjahren als fruchtbar 
erwies. 

Die Grundlage des zweiten Teils der Untersuchung bildet die Auswertung der drei vom Ortspfarrer 
in den Jahren 1751, 1757 und 1763 durchgeführten Haushaltzählungen. Die in den Städten seit dem 
Mittelalter bekannte Aufteilung der Häuser in Haushalte scheint sich auch auf dem Land spätestens 
seit dem 17. Jh. im Zusammenhang mit der Verbreitung der Heimarbeit durchzusetzen. Von den 
heutigen, in der Regel aus der Eltern - Kind - Gruppe, kinderlosen Paaren oder Einzelpersonen 
bestehenden Haushalten unterscheidet sich der Langnauer Haushalt des 18. Jh. durch seine grössere 
Vielfalt in der personellen Konstellation und seine viel grössere Anpassungsfähigkeit. Der Lang­
nauer Haushalt entpuppt sich dank der Genauigkeit pfarrherrlicher Registrierarbeit nicht nur syn­
chron als hochdifferenzierte Gruppe, sondern auch diachron als zyklisch sich veränderndes Kollek­
tiv, dessen personale Zusammensetzung funktional auf das Ueberleben des Ganzen bezogen bleibt. 
Für den Begriff "Haushalt" ergibt sich demzufolge die Definition (ohne Berücksichtigung der Ein­
personenhaushalte) als "Gruppe von Personen, die unter einem Dach wohnen und ihren Lebens­
unterhalt aus einem gemeinsamen Budget bestreiten". Dabei spielt es keine Rolle, aus welchen 
Quellen dieses Budget gespiesen wird. 

Aufgrund der präzisen Angaben in den Haushaltverzeichnissen liessen sich auch soziale Gruppen 
wie Kinder, Dienstboten, Mieter und verschiedene Arten von Almosenbezügern genauer erfassen 
und beschreiben. Am Beispiel der Küherhaushalte konnten Zusammenhänge von Haushaltstruktur 
und wirtschaftlicher Funktion aufgezeigt werden. Auch hier war die Verknüpfung mit andern 
Quellengattungen, vor allem dem Almosensteuerrodel zur schichtspezifischen Analyse der Ergeb­
nisse, von grundsätzlicher Bedeutung. 

Das in den beiden ersten Teilen der Untersuchung verwendete Schichtungsmodell wird im dritten 
Teil eingehend dargestellt und begründet. Wie jede historische Schichtungsanalyse steht auch die 
hier versuchte vor dem Problem., dass Modelle aus zeitgenössischen Quellen selten quantifizierbar 
und deshalb ohne grossen heuristischen Wert sind. Aufgrund des Almosensteuerrodels liess sich 
immerhin nach der ökonomischen Dimension hin eine brauchbare, wenn auch mechanische 

. 
. 

Schichtungsanalyse vornehmen, die durch Berufs- und Aemterangaben ergänzt wurde. Die er- 
wähnte Beschränkung verbot aber eine Verwendung eines umfassenden Schicht- und Klassenbe­
griffs, an dessen Stelle das Wort "Steuerklasse" gesetzt wurde, um den rein arithmetischen Charak� 
ter der Schichtungsgrenzen nicht aus den Augen zu verlieren. 

Neben der sozioökonomischen Grundlagendiskussion nimmt die Frage der Tragfähigkeit der vor­
handenen wirtschaftlichen Strukturen Langnaus breiten Raum  ein.  Wegleitend  war  dabei  die  nach 
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dem demografischen Befund sich aufdrängende Hypothese einer strukturell bedingten Krise des 
dörflichen Stellenangebots gegen Ende des Ancien Regime. Der Reil,le na9h __ V1_urd�n_ die verschie­
denen Wirtschaftssektoren dargestellt und auf ihre Fähigkeit geprüft, zwischen 1750 unq 1800 neue 
Stellen zti schaffen, um die \Yachsende Bevölkerung im Gemeindegebiet zu halten. Es kann gezeigt 
werden, dass keiner der traditionellen Bereiche der dörflichen Wirtschaft mit Ausnahme des Ge­
werbes sein Stellenreservoir signifikant erweitern konnte. Die Landwirtschaft stand am Anfang ei­
ner langfristigen Umstellung auf Graswirtschaft, die lukrativer und weniger personalintensiv war, 
die textile Heimarbeit, um 1760 noch blühend, stagnierte wegen französischen Importrestriktionen 
in den I 780er Jahren, während die Käseproduktion auf den Alpen und der Holzexport an ökologi­
sche Grenzen stiessen. 

Einzig im Bereich der wenig kapitalintensiven Handwerke ist in der zweiten Hälfte des 18. Jh. eine 
gewisse Verdichtungstendenz auszumachen, welche die Strategien erkennen lässt, mit denen die 
wachsenden Unterschichten in den engen ökonomischen Nischen zu überleben versuchten. In An­
lehnung an Forschungsergebnisse aus vergleichbaren Untersuchungsgebieten ist anzunehmen, dass 
ein grosser Teil dieser handwerklichen Berufe als Nebenerwerbstätigkeiten ausgeübt worden ist. 
Das Budget des Unterschichtshaushaltes setzte sich auch in Langnau im 18. Jh. aus dem Einkom­
men aus verschiedenen Tätigkeiten zusammen, und spätestens um 1800 bestand Langnau zu mehr 
als der Hälfte aus Haushalten, die nicht primär von landwirtschaftlicher Tätigkeit lebten. 
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Rolf De Kegel 

JOHANNES DE SEGOVIA, LIDER DE MAGNA AUCTORITATE EPISCOPORUM IN 

GENERAL! CONCILIO. EDITION UND KOMMENT AR 

Dissertation bei Prof. Dr. P. Ladner 

Der um 1393 geborene und nach seiner Geburtsstadt benannte Johannes von Segovia begann 1407 

das Artes-Studium an der Universität Salamanca, wo er ab 1416/ 17 als Baccalaureus biblicus die 

Lehrtätigkeit aufnahm, die er später als Magister in Theologie weiterführte. Segovias Reisen als 

Gesandter der Universität und seine ausseruniversitären Aktivitäten liessen ihn zum einen mit dem 

Papst und der römischen Kurie bekannt werden und zum anderen jene tief gehenden Kontakte mit 

dem Islam anknüpfen, die auch im Liber de magna auctoritate (LMA) ihren Niederschlag gefunden 

haben. 

Die zweite Lebensetappe zeigt uns den salamantinischen Gelehrten von 1433 - 1449 als Teilnehmer 

am Generalkonzil in Basel. Darüber berichtet Segovia ausführlich in seiner bekannten Darstellung 

der Ereignisgeschichte des Basler Konzils (Historia gestarum generalis synodis Basiliensis). Eine 

weitere bisher kaum ausgewertete Quelle zu seiner persönlichen Tätigkeit am Konzil stellt der dem 

LMA vorangestellte und an Kardinal Johannes Cervantes (+1453) gerichtete Widmungsbrief dar. 

Darin wird auch das Ausscheiden Segovias aus dem Lehrkörper der Universität erwähnt, welches 

im Zusammenhang mit der Eröffnung des Gegenkonzils in Ferrara 1437 /38 und der damit verbun­

denen Abkehr der Universität Salamanca von Basel auf die Seite Eugens IV. erfolgte. Nach 

Segovias eigenen Worten habe er am Konzil an drei grossen Sachgeschäften wesentlich mitgearbei­

tet: an der Frage der unbefleckten Empfängnis Mariens, an der theologischen Vorbereitung der 

Konzilsväter auf die erwarteten Diskussionen mit der griechischen Delegation und zuletzt an der 

Kelchfrage. Zu allen drei Geschäften sind uns eine ganze Reihe Segovischer Schriften überliefert. 

Interessanterweise erwähnt Segovia mit keinem Wort seine reiche literarische Tätigkeit zur Vertei­

digung der Konzilssuperiorität. Segovias Oeuvre aus der Zeit des Konzils umfasst 41 Titel, die dem 

Kommentar als Werkliste beigefügt sind. 

Das tägliche Brot, wie sich Segovia ausdrückt, sei die Frage nach der Zulassung der Konzilsteil­

nehmer und dem Abstimmungsmodus gewesen: Wer soll dem Konzil inkorporiert werden und hat 

die Beschlussfassung demokratisch gemäss der zahlenmässigen Mehrheit oder aristokratisch gemäss 

der Qualifizierung der Teilnehmer zu geschehen? Segovia bekennt sich selber zur Gruppe der en­

gagierten Verfechter einer selektiven Inkorporationes- und Abstimmungspraxis. Diese Gruppe ver­

mochte sich am Konzil aber nicht durchzusetzen. 

Nach der Selbstauflösung des Konzils am 25. April 1449 liess sich Segovia im savoyischen Aiton 

nieder, im Herrschaftsbereich des ehemaligen Konzilspapstes Felix V. Zwei Themenkreise bildeten 

in Segovias letztem Lebensabschnitt bis zu seinem Tode am 24. Mai 1458 die Schwerpunkte. 

Zunächst machte er sich an die Verarbeitung des Basler Konzils. Gleichzeitig mit der auf der 

Grundlage amtlicher Konzilsakten aufgebauten Konzilsgeschichte entstand in den Jahren 1449/50 

bis 1453 der LMA. Skizzierte Segovia in der Konzilsgeschichte gleichsam den Ist-Zustand des 

Basler Konzils, so gab er sich im LMA viel freier und persönlicher und entwarf den Soll-Zustand 

eines künftigen Konzils. Mit der Eroberung Konstantinopels durch die Türken 1453 trat schlagartig 
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die Beschäftigung mit dem Islam in den Vordergrund. Von den einschlägigen Werken sei die drei­
sprachige Koranausgabe (1455/56) erwähnt, die Segovia mit einem speziell nach Aiton gereisten 

maurischen Gelehrten erarbeitet hat. Auf der Grundlage des gesicherten arabischen Textes entstand 
eine kastilianische Uebersetzung, die ihrerseits von Segovia ins Lateinische übertragen wurde. Lei­
der ist dieses Werk verschollen. Segovia vermachte seine umfangreiche Bibliothek zum überwie­
genden Teil der Universität Salamanca und zu kleineren Teilen der Stadt Basel und dem Freund 

aus der Konzilszeit, Aneas Silvius Piccolomini. 

Die vorliegende Edition des LMA stützt sich auf drei bis heute überlieferte Handschriften (drei 
weitere, deren einstmalige Existenz belegbar ist, sind verbrannt oder verschollen): Basel, Uni­
versitätsbibliothek (B); Valladolid, Biblioteca universitaria Santa Cruz (V); Paris, Bibliotheque Na­

tionale (P). Die Handschriften B und V stammen noch aus dem 15. Jahrhundert, während P eine 

vom französischen Königshof zur theor.etischen Untermauerung der gallikanischen Bestrebungen 
verlangte und vom damaligen Basler Bibliothekar Jakob Christoph Iselin (1681 - 1737) 1721 ange­

fertigte Abschrift der Fassung B ist. Als Leithandschrift wurde des grammatikalisch sauberen Tex­
tes wegen B gewählt. Die Abweichungen zwischen den einzelnen Fassungen sind im Variantenap­
parat und die mehr als 2000 Zitate oder Paraphrasen im Quellenapparat verzeichnet. 

Auf die einem modernen Leser vielleicht etwas langatmig und umständlich anmutende, bei näherer 
Betrachtung aber sehr prägnante, nach spätscholastischer Manier gestaltete Argumentationsstruktur 

soll nicht eingegangen werden; im folgenden seien nur die wichtigsten Ergebnisse kurz referiert: 

Dem Basler Egalitarismus wird eine klare Absage erteilt. Zur definitiven Regelung der Teilneh­

mer- und Abstimmungsfrage werden die Bischöfe und ihre hierarchisch Uebergeordneten (Papst, 
Kardinäle) als die für ein Konzil entscheidenden Teilnehmer herausgestellt. Damit ist auch gesagt, 

dass der Papst im Alleingang am Konzil nichts bewirken kann; der Konsensbeschluss der anwesen­
den Bischöfe ist massgebend. In keinem seiner früheren Werke hat sich Segovia so ausführlich mit 

den Kardinälen beschäftigt, zu deren Gunsten er im LMA eine eigentliche Theorie entwickelt. Die 
Beweisführung zugunsten der kardinalizischen Autorität geht auf die direkte Apostelnachfolge des 

Kardinalskollegiums aus, obschon dieses erst mit dem Papstwahldekret von 1059 als Wahlgremium 

und persönlicher Rat des Papstes historisch bedeutsam wurde. Segovias Ziel ist klar: Das Kardinalat 

soll im Rahmen der Konzilslehre auf gewertet werden, um so als konziliares Gewissen auch ausser­

halb der Konzilien auf den Papst einwirken zu können, damit er sich an die Konzilsbeschlüsse hält 

und gemäss dem Konstanzer Dekret "Frequens" alle zehn Jahre eine neue Kirchenversammlung 

einberuft. 

Trotz der sich aus der direkt von Gott verliehenen Schlüsselgewalt ableitenden Autorität des Bi­
schofskollegiums hält Segovia an der monarchischen Kirchenverfassung fest. Das dringende Anlie­

gen nach der Ueberwindung des Verfassungsdualismus von Generalkonzil als Aristokratie oder gar 

Demokratie und Papsttum als Monarchie ist das entscheidend Neue im LMA. Segovia versucht der 

nach der Eröffnung des päpstlichen Gegenkonzils in Ferrara ins kirchenpolitische Abseits gerate­
nen konziliaren Idee neue Impulse zu geben. 
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Franz E. Koenig 

KATALOG DER FUNDMÜNZEN VON AVENCHES 

Dissertation bei Prof. Dr. H. E. Herzig 

Ende der 60-er Jahre� war von Studenten des Archäologischen Seminars der Universität Bern auf 
Anregung des damaligen Direktors Prof. Dr. H. Jucker mit der Aufarbeitung der Fundmünzen der 
römischen Kolonie A venticum (A venches/VD) begonnen worden. Die Neuvorlage sollte die Erst­

publikation der Münzsammlung des Musee Romain A venches (MRA) im "Bulletin de l' Association 

Pro A ventico" aus den Jahren 1894 bis 1917 ersetzen, sowie weiteres, bisher unbekanntes Material 

aus den neuen Grabungen erschliessen. Zwei Teile dieses Kataloges sind bereits veröffentlicht l )_

Nach 1975 tauchten anlässlich einer systematisch vorgenommenen Durchsuchung der Bestände des 

MRA eine beträchtliche Anzahl weiterer, bisher nicht inventarisierter Münzen aus Altbestand auf. 

Parallel dazu wurde begonnen, das Archiv des Museums nach Angaben zur Münzsammlung und zu 

Münzfunden durchzusehen. Durch das Erfassen der betreffenden Inventarbücher, Grabungsunterla­

gen und Korrespondenzen konnten wichtige Informationen für die Identifizierung und über die 

Herkunft der Münzen gewonnen werden. Die daraus resultierenden neuen Erkenntnisse und Ver­

änderungen erzwangen eine Revision der beiden bereits publizierten Katalogteile und führten zum 

heutigen Konzept des Projekts "Katalog der Fundmünzen von A venches". Die Gliederung der Dis­

sertation spiegelt den bei der Aufarbeitung des Materials beschrittenen Weg: 

Abschnitt 1: Zu den Anfängen der Münzsammlung des Musee Romain Avenches 

Fran�ois Rodolphe de Dompierre (1775-1844) 

Beschreibung seiner Tätigkeit als "conservateur des antiquites" und erstem Bearbeiter der Fund­

münzen von A venches. Sie stützt sich auf die in einem Anhang der Archiv-Quellen vorgelegte Do..: 

kumentation von 96 bisher unpublizierten Texten. 

Nicolas Frederic Emanuel d'Oleires (1795-1852) 

Analoge Uebersicht zu dessen Aktivitäten, wobei klar herausgearbeitet werden konnte, dass er sich 

nicht selbst mit den Fundmünzen beschäftigte, sondern die Bestimmungsarbeit und Katalogisierung 

dem damaligen Archivar in Lausanne, Antoine Baron, überliess. Die Dokumentation der Archiv­
Quellen umfasst in diesem Fall 167 unpublizierte Texte. Für beide Annexe des Quellenmaterials 

gibt es ein Orts-, Personen- und ein Sachregister. 

Abschnitt 2: Bemerkungen zu verschiedenen Komplexen. 

Sammlungskomplexe 

Die durch das Studium der Archiv-Quellen gewonnenen Erkenntnisse gestatteten es, verschiedene 

in den Bestand des MRA integrierte Sammlungen von Privaten zu unterscheiden und grossenteils 

die entsprechenden Stücke zu identifizieren. Da für diese Münzen der Fundort A venches nicht 
immer gesichert ist, ergeben sich daraus entsprechende Vorbehalte für deren Auswertbarkeit 

(Fundkategorie D). 

Fundkomplexe 
Mit Hilfe der in den Archiven des MRA, des Cabinet des Medailles und der Archives  Cantonales 
Vaudoises in Lausanne aufbewahrten Dokumente gelang es, zwei bis anhin zerstreute  und  unter 
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dem Material der Einzelmünzen aufbewahrte Schatzfunde zu rekonstruieren. Es handelt sich in 

beiden Fällen um Funde von römischen Grossbronzen (Sesterze), deren Yergr;:ilrnngsdaten nach 

152/153 n.Chr. (Schatzfund von 1807) und nach 151/152 n.Chr. (Schatzfund von 1823) anzusetzen 

sind. 

Im weiteren wurden die Komplexe des Depotfundes von 1895 (3 augusteische Goldmünzen (aurei), 

Vergrabungszeit nach 18 v.Chr.), der "bourse perdue" von 1943 aus dem Amphitheater (6 Sesterze 

des 2 Jh.n.Chr., Vergrabungszeit nach 193 n.Chr.), des Fundes von St. Etienne 1967 (3 Sesterze des 

2. und 3. Jh.n.Chr., Vergrabungszeit nach 218/222 n.Chr.) sowie der Münzen aus Insula 20 Feld U

38 von 1966 vorgelegt. Für diesen letzten Komplex konnte wahrscheinlich gemacht werden, dass es 

sich um den Inhalt einer zerstreuten Geldbörse oder Kasse handelt (Vergrabungszeit um 175 oder 

um 190 n.Chr.). 

Abschnitt 3: Das Projekt "Katalog der Fundmünzen von A venches" 

Dieser Abschnitt enthält die Beschreibung des EDV-Einsatzes für die Auswertung der 

Inventarbücher und des Kataloges sowie eine Anleitung zur Benutzung der verschiedenen Dateien 

(Programme in PL/1). Als Annex sind die entsprechenden Ausdrucke gegeben (7 Dateien, 21 

Programme). Kurze Beschreibungen des Projektes sind bereits publiziert 2).

Abschnitt 4: Auswertung der Fundkategorie A 

Lediglich für die Fundmünzen der Kategorie A besteht zur Zeit ausreichend Gewähr, dass die An­

gaben über die Herkunft korrekt sind und keine Vertauschungen der Stücke stattgefunden haben. 

Sie stammen aus den neueren Untersuchungen und Grabungen seit 1959. Zur Zeit umfasst die 

Fundkategorie A 1024 Münzen, was rund 28% der bisher erfassten Einzelfunde entspricht. Fund­

kategorie B enthält die Funde der älteren Grabungen, Fundkategorie C die Münzen des Samm­

lungsbestandes des MRA ohne Herkunftangabe. Für beide Kategorien sind Vertauschungen nicht 

auszuschliessen, was die Auswertbarkeit dieses Materials beeinträchtigt. 

Die Auswertung umfasst: 

- Chronologische Verteilung innerhalb der Fundkategorien (A-D);

- Herkunftverteilung der Fundkategorie A;

- Auswertung der Fundkategorie A hinsichtlich Materialen, Nominalen, Münzstätten und Präge-

herren;

- Auswertung der Münzen der Fundkategorie A in 7 "insulae" mit mehr als 50 Exemplaren hin­

sichtlich Fundorten, Materialen, Nominalen, Münzstätten, Prägeherren ( l ., 2. und 3. Jh. n.Chr.

getrennt), wobei der frühen Kaiserzeit besondere Aufmerksamkeit geschenkt wurde,

Schlussmünzen sowie Bemerkungen zu einigen Besonderheiten.

Der fünfte Abschnitt ist der eigentliche Katalog der Funde in Form von Ausdrucken der Compu­

terdateien. Der Katalog der Einzelmünzen umfasst gegenwärtig 3655 Stücke. Hinzuzurechnen sind 

diejenigen der 5 separaten Schatzfundkomplexe, die zusammen. 113 Münzen enthalten. Insgesamt 

sind zur Zeit also 3768 Fundstücke aus A venches erfasst. Es handelt sich dabei fast ausschliesslich 

um den Bestand des MRA, abgesehen von einigen wenigen Stücken, die in den Inventarbüchern 

zwar auf geführt sind, sich heute jedoch im Cabinet des Medailles in Lausanne befinden. Fund­

münzen aus A venticum in anderen Kabinetten oder Sammlungen von Museen sind noch nicht er­

fasst. Bis jetzt wurden auch nur die Funde aus der Antike bearbeitet, das ganze Fundgut des Mit­

telalters und der Neuzeit ist ebenfalls noch nicht aufgenommen. Das Material der neueren 
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Grabungen wurde bis 1981 berücksichtigt (das Projekt wurde im Herbst 1982 vorläufig 

abgeschlossen). 

Der Katalog der Fundmünzen von Avenches ist die erste computergespeicherte Fundmünzdatei der 

Schweiz, die gleichzeitig eine weitgehende Berücksichtigung der dazugehörigen Archivdokumenta­

tion beinhaltet. Dadurch konnten wichtige Beurteilungskriterien für die Auswertbarkeit der einzel­

nen Münzen gewonnen werden. Die unterschiedliche zeitliche Streuung in den vier Fundkategorien 

ist daher signifikant: z.B. wenige Prägungen des 3. und 4. Jh. n.Chr. aus den neuen Grabungen in 

Kategorie A, dagegen relativ viele in den Kategorien C und D, bei denen es sich vor allem um im 

19. Jh. gemachte Oberflächenfunde handelt. Andererseits enthält der Altbestand des MRA

(Fundkategorien B und C) kaum halbierte Münzen der früheren Kaiserzeit (1. Hälfte 1. Jh. n.Chr.),

währenddem diese in der Fundkategorie A sehr häufig sind. Es macht also den Anschein, dass man

früher die halbierten Stücke einfach weggeworfen hat. Die Bearbeitung der Fundkomplexe ergab

das Vorhandensein zweier zeitlich sehr nahe beieinanderliegender Schatzfunde. Diese deuten auf

eine bis anhin noch nicht gut fassbare Störung der Verhältnisse nach der Mitte des 2. Jh. n.Chr.

hin, die bis anhin in der Forschung als ausgesprochene Friedenszeit angesehen wurde.

Es ist vorgesehen, die Dateien des Katalogs auf einem Personal-Computer im MRA zugänglich zu 

machen. Daneben verfügt dieses Museum bereits über den konventionellen Karteikartenkatalog so­

wie über eine vollständige Kopie der Dissertation. Als Teilstück soll lediglich aus Abschnitt 2 eine 

überarbeitete Fassung der Forschung über die Fundkomplexe publiziert werden. 

Anmerkungen: 

Franz E. Koenig 

Schloss-Strasse 118 

3008 Bern 

c/o Cabinet de Numismatique 

Musee d' Art et d'Histoire 

2, rue Charles Galland 

CP 516 

1211 Geneve 3 

1) H-M. von Kaenel, Die Fundmünzen aus Avenches, l .  Teil, Von den Anfängen bis Titus;

Schweizerische Numismatische Rundschau (SNR) 51, 1972, S. 47-128; 

A. von Vietinghoff, Die Fundmünzen aus Avenches, 2. Teil, Von Domitian bis Traian; SNR 54,

1975, s. 97-163. 

2) F.E. König, Il progetto "Catalogo dei rinvenimenti monetali di A venches" in: La Numismatica e

il Computer; Bollettino di Numismatica, Supplemento al N. 1, 1984, S. 112-114;

ders., Catalogue of the coin finds from A venticum, in: Census, Computerization in the History of

Art, Volume 1, ed. by Laura Corti, Pisa - Los Angeles, 1984, S. 135f. ( 45).
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Peter Saner 

VON DEN IDEN DES MÄRZ 44 BIS ZUR DRITTEN PHILIPPICA CICEROS 
(mit einem historischen Kommentar zu der am 20. Dezember 44 gehaltenen Rede) 

Dissertation bei Prof. Dr. H. E. Herzig 

Die Philippiken, die letzte grosse Gruppe von Reden Ciceros, sind von der philologischen und hi­

storischen Forschung durchaus beachtet und aus diversen Blickrichtungen behandelt worden. Es 

mangelt jedoch an einer historischen Bearbeitung der Reden, die dem gegenwärtigen 

Forschungsstand gerecht wird. 

Innerhalb der 14 erhaltenen Reden ist die dritte besonders bedeutsam. Mit ihr besiegelte Cicero 

den Bruch mit dem Konsul M. Antonius, dem nach dem Tode Caesars mächtigsten Mann in Rom, 

und stiftete die Senatsmehrheit dazu an, eine gegen Antonius und seine Anhänger gerichtete 

Koalition tatkräftig zu unterstützen. Da eine militärische Auseinandersetzung drohte, waren die an 

der Spitze eines Heeres stehenden Befehlshaber erstrangige Machtfaktoren. Die Hauptstützen der 

von Cicero offen verkündeten Allianz waren Oktavian, der Adopitivsohn und Haupterbe Caesars, 

der auf eigene Faust und gegen den Konsul Truppen geworben hatte, und Decimus Brutus, der 

Statthalter der Provinz Gallia Cisalpina, der ohne Befugnis dem Konsul den Einmarsch in die Pro­

vinz verwehren wollte. Cicero hatte nun die schwierige Aufgabe, den Senatoren weiszumachen, 

dass Antonius nicht mehr als Konsul, sondern als Staatsfeind zu betrachten sei und die illegalen 

Aktionen Oktavians und des Decimus Brutus als Notstandsmassnahmen für rechtens erklärt und 

öffentlich gebilligt werden müssten. 

Die Geschehnisse und Entwicklungen seit dem Caesarmord waren der Nährboden für den cicero­

nischen Katalog der Argumente und Schmähungen. Wer einen historischen Kommentar zur dritten 

Philippica verfassen will, sieht sich deshalb gezwungen, das gesamte Jahr 44 in seine Betrachtung 

miteinzubeziehen, die für das Begreifen der Rede relevanten zusammenhänge von Früherem und 

Späterem zu erfassen und die historischen Hintergründe des Geschehens auszuleuchten. Es war 

deshalb fast unerlässlich, dem Redekommentar eine historische Untersuchung voranzustellen, die 

allerdings nicht bloss auf den Kommentar vorbereiten und ihn entlasten, sondern auch selbständi­

ges Gewicht haben sollte. 

Als erstes stehen in dieser Analyse die Ereignisse rund um den Caesarmord zur Debatte. Ihre aus­

führliche Behandlung hat zwei Gründe: zum einen wurde das Geschehen bis in die Herbstmonate 

hinein von diesen Vorgängen stark geprägt; zum andern boten diese Ereignisse reiches An­

schauungsmaterial für die Komplexität der antiken Ueberlieferung. 

Was Umfang und Güte der Quellen angeht, ist das Jahr 44 erstaunlich reich dokumentiert. Die 

primären Zeugnisse eines Cicero oder M. Brutus - um nur das Wichtigste zu nennen - werden se­

kundiert durch Berichte, Hinweise oder Inhaltsangaben kaiserzeitlicher Biographen oder Historiker, 

angefangen bei Nikolaos von Damaskus, aus dessen Augustusbiographie ein aufschlussreiches 

Fragment erhalten ist, über Livius, Velleius, Tacitus, Plutarch, Sueton, Florus, Appian bis zu Dio 

Cassius. Die dramatischen Geschehnisse rings um den Caesarmord waren Brennpunkte zeitgenös-
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sischer Polemik und späterer Rechtfertigung. Der Forschung ist hinlänglich bekannt, dass die vom 

späteren Sieger Augustus inspirierte oder die ihm gewogene UeberUeferung das Bild der Verlierer, 

der Caesarmörder oder des M. Antonius, mehr oder weniger stark verzerrt hat. Zu skizzieren blieb 

aber, dass gegenläufige oder der Schwarzweissoptik entgegenwirkende Ueberlieferungsstränge die 

schiefen Bilder wieder etwas zurechtzurücken vermochten. 

Inhaltlich ging es zunächst um die Frage, worin denn das Scheitern der Caesarmörder bestehe. Der 

bereits in der Antike -verbreiteten und von der Forschung häufig übernommenen Auffassung, die 

'Befreier' um Brutus hätten konzeptionslos gehandelt und sich nur auf das Gelingen des Attentats 

konzentriert, konnte eine etwas differenziertere Sicht der Dinge entgegengehalten werden: Ein an­

deres Konzept als dasjenige des Tyrannenmordes - etwa ein Staatsstreich - hätte sich schwerlich 

bewerkstelligen lassen. Trotz mancher Schwierigkeiten standen die Verschwörer nicht als Versager 

da; die Machtf rage war noch nicht geklärt, und manche Konzessionen an die Caesaranhänger ge­

hörten zur Konzeption des Tyrannenmordes. Der Grund für den sich anbahnenden Misserfolg lag 

tiefer: Die Mörder hatten geglaubt, mit der Ermordung Caesars das Uebel an der Wurzel zu 

packen, und zu wenig bedacht, wie lebendig und gefährlJch Caesar in seiner politischen 

Hinterlassenschaft, mit seinen Massnahmen und Verfügungen wieder werden würde. So mussten sie 

denn schon in der ersten Senatssitzung nach dem Tode Caesars zulassen dass der Senat die Anord­

nungen Caesars (acta Caesaris) weiterhin für gültig erklärte. Von den Anhängern Caesars hatte 

Antonius die glücklichste Hand: Er verstand es, sich die Papiere und dje Privatgelder Caesars zu 

beschaffen, die Veteranen auf seine Linie zu bringen und im Senat geschickt Regie zu führen. 

In der Folge beschäftigt sich die Untersuchung sowohl mit dem Weg des Antonius zur Alleinherr­

schaft als auch mit dem aufkeimenden Konflikt des Konsuls mit dem jungen Oktavian. Gezeigt 

wird, dass Antonius es sehr gut verstand, sich der von massgeblichen politischen Kräften gefor­

derten Versöhnungs- und Kompromisspolitik anzupassen, im Ringen um die Vorherrschaft repu­

blikanische Spielregeln anzuwenden und dadurch die 'Befreier' um Brutus auf ihrem eigenen Feld 

in die Defensive zu drängen. Allerdings konnte er diese Politik der Mässigung nicht lange durch­

halten. Er musste nach Grundlagen der Macht Ausschau halten, die auch nach seinem Konsulat 

noch Geltung hatten. Dazu bedurfte er der Unterstützung durch das Militär und für das Jahr 43 

einer konsularischen Provinz, die ihm als Ausgangsbasis für die Festigung und Erweiterung seiner 

Macht dienen konnte. Er verletzte nun zusehends die mit dem Senat ausgehandelten Abmachungen, 

fälschte die acta Caesaris und liess sich mit tatkräftiger Unterstützung der Veteranen dje beiden 

Gallien als Provinzen zuteilen; zugleich wurde ihm erlaubt, die makedonischen Truppen nach Gal­

lien zu führen. Im Hinblick auf die Rede werden die acta-Fälschungen und das Gesetzgebungs­

werk des Antonius ausführlich diskutiert. Das Ergebnis relativiert das harte Urteil Ciceros. Wir 

werden gewahr, dass die Gesetzgebung des Antonius zu einem guten Teil eine reine oder abgelei­

tete Konsequenz der Senatsbeschlüsse war, die den acta Caesaris Gültigkeit zusprachen. 

Im Laufe der Sommer- und Herbstmonate kam dem Konsul nun immer mehr der junge Oktavian 

in die Quere. Es entwickelte sich ein propagandistisch geführter Kampf um Anhängerschaften, in 

welchem sich Oktavian vorab dank des geschickten Einsatzes grosser finanzieller Mittel Vorteile 

verschaffte. Als es ihm schliesslich gelang, viele Veteranen um sich zu scharen und dem Konsul 

zwei der makedonischen Legionen abspenstig zu machen, wurde er auch für Cicero interessant. 

Zum Schluss der Kommentar: er hat die Aufgabe, der Gestaltung der Rede und Ciceros Absichten 

und Ausführungen im grossen wie im kleinen nachzugehen; im besonderen soll verdeutlicht wer-
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den, was der Redner an glaubwürdiger Information mitteilt und wo er im Unterschied dazu hi­

storische Genauigkeit und Wahrheit rhetorischer Zweckmässigkeit unterordnet. Von entscheidender 

Bedeutung ist die Rede gleich zu Beginn, wo steht, Oktavian habe aus freien Stücken Truppen ge­

worben und damit den Staat vor dem drohenden Untergang bewahrt und befreit (§5: "privato con­

silio rem publicam ... liberavit"). Zu klären war, aus welcher Tradition heraus und mit welcher Be­

weisführung der Redner zu begründen suchte, dass ein zum Eingreifen fähiger Einzelner im Not­

fall berechtigt, ja verpflichtet sei, dem Staat zu Hilfe zu kommen. Ciceros Argumentation war ei­

nerseits ideologisch - propagandistisch abgestützt: berühmte und legendäre Figuren aus der römi­

schen Geschichte - bis hinunter zum Republikgründer L. Iunius Brutus - verliehen dem dergestalt 

charakterisierten privatus die Aura des Helden. Anderseits bewegte sich Ciceros Gedankengang auf 

einer realpolitischen Ebene: zwischen den Zeilen versteckt, aber unüberhörbar, spielte er auf den 

grossen Cn. Pompeius an, der ebenfalls in jungen Jahren eigenmächtig ein Heer ausgehoben hatte. 

Ciceros Beweisführung blieb trotz diesen Rechtfertigungen ideologischer und historischer Natur 

gefährlich genug: er musste nämlich indirekt eingestehen, dass nackte Gewalt sich ihr Recht er­

zwang und zu Rechtsverdrehungen greifen, die seinem republikanischen Credo aufs äusserste zu­

widerliefen. Augustus nützte später Ciceros griffige Formel, um seinen gewaltsamen Aufstieg in 

den Bahnen des Rechts und der Gesetzlichkeit erscheinen zu lassen - mehr nicht. Auf das republi­

kanische Programm Ciceros, das den privaten Machtträger de facto, nicht nur formell zur Einord­

nung in die res publica und zur Begrenzung seiner persönlichen Ambitionen gezwungen hätte, 

konnte der Prinzeps Augustus verzichten. 
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Vinzenz Bartlome 

DIE RECHNUNGSBÜCHER DES WIRTES HANS VON HERBLINGEN ALS QUELLE 

ZUR WIRTSCHAFTSGESCHICHTE THUNS UM 1400 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. A. Esch 

Im Mittelpunkt der Arbeit stehen die zwei frühesten privaten Rechnungsbücher der deutschen 

Schweiz, die hier zum ersten Mal systematisch erschlossen werden. Von den beiden Rechnungsbü­

chern des Thuner Wirtes und Weinhändlers Hans von Herblingen war bisher erst der jüngere Band 

bekannt, die Entdeckung eines älteren Heftes liess den Beobachtungszeitraum auf die Jahre 1398 

bis 1415 ff. ausweiten. An wirtschaftsgeschichtlichen Quellen ist die westliche Deutschschweiz an 

der Wende zum 15. Jahrhundert ohnehin noch nicht sehr reich; diese bemerkenswerte Quelle ist 

darum doppelt willkommen, weil sie, im Unterschied zu den besser erforschten normativen Quel­

len, Einblick in die tatsächlichen Wirtschaftsverhältnisse eines kleinstädtischen Alltags gibt. Der 

alltagsgebundene, nur auf die Gegenwart und nicht an die Nachwelt gerichtete Zweck der Rech­

nungsbücher machte eine umfassende Erschliessungsarbeit notwendig. Nur eine systematische Ana­

lyse der Quelle liess die meist allzu knappen, nur als Erinnerungshilfen gedachten Einträge (meist 

Schuldbeträge) allmählich verständlich werden und in der eigenwilligen, scheinbar regellosen 

Buchführung eine gewisse Ordnung erkennen. 

Aus den Urkunden des Burger-Archivs Thun konnte eine Gruppe von rund 90 Urkunden heraus­

gelöst werden, die offenbar zusammen mit den Rechungsbüchern als Hausarchiv des Hans von 

Herblingen geschlossen in das Thuner Stadtarchiv gelangte. Aus diesen Quellen liess sich die typi­

sche Biographie eines sozialen Aufsteigers nachzeichnen: Hans von Herblingen, Sohn eines vom 

Dorf in die nahegelegene Kleinstadt gezogenen Schmiedes, erwirbt als Wirt und Händler bald ein 

beträchtliches Vermögen, indem er - nachdem ihm die vorteilhafte Heirat einer reichen Erbtochter 

das nötige Kapital dazu gebracht hat - die Mittlerfunktion der Stadt Thun zwischen dem Vieh­

zuchtgebiet des Berner Oberlandes und den Ackerbauzonen nutzt. Exemplarisch lässt sich an die­

sem Lebenslauf die erste Phase des sozialen Aufstiegs einer Familie verfolgen. Die nächste Genera­

tion wäre vielleicht schon bald nach Bern gezogen, um dort den Anschluss an den neuen wirt­

schaftlichen und politischen Schwerpunkt zu suchen. Die Verbindungen zur Führungsschicht Berns, 

das damals so kräftig in die Verhältnisse dieser Region eingriff, waren schon geknüpft. Ueber 

diese ersten Schritte zu Macht und Ansehen sind wir zu dieser Zeit in aller Regel nur sehr spärlich 

unterrichtet, obwohl gerade dies für die Kenntnis der ökonomischen Grundlagen der Berner 

Führungsschicht in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts unerlässlich ist. Im Falle des Hans von 

Herblingen Hessen zwar wirtschaftliche Schwierigkeiten und der frühe Tod seiner Kinder den 

Aufstieg der Familie scheitern. Die ungewöhnliche dichte Quellenlage erlaubt uns aber, an diesem 

Beispiel die wirtschaftlichen Aktivitäten eines zumindest wohlhabenden, ja zeitweilig reichen, aber 

politisch unbedeutenden Bürgers einer kleinen Landstadt in vielen Einzelheiten zu verfolgen. 
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Im Zentrum der Untersuchung stehen jedoch die wirtschaftsgeschichtlichen Fragestellungen. Aus 

der niedrigen Augenhöhe der beiden Rechnungsbücher können wir den Alltag eines spätmittelal­

terlichen Gasthauses bis in die unscheinbarsten Einzelheiten verfolgen. In den Schuldkonten lassen 

sich die vom Wirt gebotenen Dienstleistungen ablesen: Weinausschank, Mahlzeiten, Uebernachtun­

gen, Ställe und Futter für Pferde, Pferdevermietung und häufig auch Kredite an die Händler und 

Kaufleute. Im nahe beim Thuner Rathaus gelegenen Gasthause treffen wir häufig Amtspersonen 

aus Bern oder dem Oberland, die hier auf Kosten ihrer Gemeinden übernachten oder von der Stadt 

mit einem Weintrunk geehrt werden. 

Der Weinhandel steht in den Geschäften des Hans von Herblingen klar an erster Stelle: Fuhrleute 

aus Basel und Solothurn bringen auf dem Landweg grosse Mengen an Elsässer (!) Wein nach Thun, 

wo sie vom Wirt 'en gros' aufgekauft werden. Er kann den Fuhrleuten Unterkunft, den Schutz und 

die Kenntnisse des Ortsansässigen bieten und empfiehlt sich ihnen als kapitalkräftiger Käufer und 

Kreditgeber. Ueber weitere Zwischenhandelsstufen erfolgt dann von Thun aus die Feinverteilung 

im Berner Oberland, wobei die Weinfässer bis zum Konsumenten wandern und erst dann zu den 

Transporteuren zurückkehren. 

Das Berner Oberland musste jährlich beträchtliche Mengen an Getreide und Salz einführen. Auch 

hier betätigt sich Hans von Herblingen als Zwischenhändler. Die Pacht einer Thuner Mühle, für 

die der Wirt erhebliche Investitionen tätigt, erweitert seine Erwerbsmöglichkeiten. Als Ausgleich zu 

den Importen aus den nördlichen Wein- und Ackerbauzonen führte das Berner Oberland Produkte 

der alpinen Viehzucht aus: Vor allem Pferde, Rinder, Wolle, Käse und Zieger erscheinen in den 

Rechnungsbüchern als Exportprodukte. Herblingens Investitionen in die ländliche Viehzucht (mit 

verschiedenen Formen der Beteiligung an Risiko und Gewinn beim Viehaufzug durch Dritte ) zei­

gen interessante, bisher kaum bekannte Wege, auf denen um 1400 städtisches Kapital in die Land­

wirtschaft fliesst. 

Die beiden Rechnungsbücher besitzen - wie die Bemerkungen zum Handel des Thuner Wirtes zei­

gen - über den Einzelfall hinaus Bedeutung für die Wirtschaftsgeschichte Thuns und des Kantons 

Bern. In einem günstigen Ausschnitt zeigen sich die Verkehrslage Thuns zwischen Viehzuchtgebiet 

und Ackerbauregion und zeichnen den Warenaustausch zwischen den beiden Wirtschaftszonen. Da­

neben spielte Thun seine Rolle als lokales und regionales städtisches Zentrum, während es mit den 

Fernhandelsströmen allenfalls indirekt - vor allem über bernische Kaufleute - in Verbindung trat. 

Ein namhafter Handelsverkehr über die Grimsel nach Süden kann um 1400 nicht festgestellt wer­

den. 

Im letzten Teil der Arbeit wird schliesslich auch noch ein Blick auf den Kreis der Kunden des 

Hans von Herblingen geworfen, ihre Herkunft und den Zweck ihrer Reisen. Aus der Anzahl der 

Einträge in den Rechnungsbüchern lässt sich die Zahl der Besuche eines einzelnen in Thun er­

schliessen. Und diese Gäste des Hans von Herblingen zeigen oft eine ganz erstaunliche Mobilität: 

der Kastlan von Frutigen findet sich z.B. nicht weniger als 59mal im älteren Rechnungsbuch 

(1398 - 1404) eingetragen, der Berner Schultheiss Peter von Krauchthal 4lmal. 
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Zu den Gästen des Hans von Herblingen zählen viele Amtsträger aus Bern und den Oberländischen 

Talgemeinden. Die Rechnungsbücher werden dadurch auch zur Quelle für die politische Ge­

schichte. Sie lassen erkennen, wie intensiv die gegenseitigen Kontakte und Konsultationen zwischen 

der Stadt Bern und den ländlichen Gemeinwesen um 1400 war - Kontakte, die in der Regel weit 

unter der Wahrnehmungsschwelle der bisherigen Quellen aus dieser Zeit liegen. Mehrere Formu­

lierungen - wie z.B. "von dien lantlüten wegen, do si unser herren beschickt hatten" (1405) - lassen 

vermuten, dass hier, in diesem noch sehr freien Meinungsaustausch zwischen der Stadt Bern und 

ihren neuen Untertanen, die Wurzel zu den nachmaligen Aemterbefragungen zu finden ist. 

Vinzenz Bartlome 

Erikaweg 14 

3098 Köniz 

Diese Arbeit soll demnächst im "Archiv des Historischen Vereins des Kantons Bern" publiziert 

werden. 
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Brigitte Berlincourt 

DIE EUROPA-UNION 
MEHR ALS EIN IDEENTRÄGER? 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. W. Hafer

In den dreissiger Jahren wurde in der Schweiz ein Verein gegründet, der sich für das Mitwirken in 

einem neuen europäischen Staatengebilde einsetzte. Dieses sollte nach dem Vorbild des schweizeri­

schen Bundesstaates auf gebaut sein, und die Schweiz sollte ein Glied in diesem werden. 

Am meisten Anklang fanden die Ideen des Vereins in intellektuellen Milieus; Heimat der Europa­

Union war lange Zeit Basel, später kamen andere Schweizer Städte dazu. In ländlichen Gebieten 

fand die Europa-Idee keinen Anklang. 

Der Verein gab seit seinen Anfängen eine eigene Zeitung heraus, die bis heute ohne Unterbruch 

erscheint. 

Ueber dem Versuch, eine Art Geschichte der Europa-Union zu schreiben, stand erkenntnisleitend 

die Frage, ob ein Verein wie die Europa-Union die Möglichkeit besass, auf die schweizerische 

Politik im Hinblick auf eine europäische Integration einzuwirken. 

Als Quellenmaterial dienten die Vereinszeitung und die im Bundesarchiv deponierten Akten der 

Europa-Union, im weiteren die zum Teil in Buchform herausgegebenen Ideen verschiedener Ver­

einsmitglieder. 

Die Geschichte der Europa-Union war recht einfach zu schreiben: der Verein kämpfte seit seinem 

Bestehen um einen guten Mitgliederbestand und um mehr finanzielle Mittel, er erlebte Phasen 

grösseren und kleineren Zulaufs. Die Europa-Union musste es sich gefallen lassen, dass ihre Ideen 

als utopisch abgetan wurden und, was schlimmer war, in der Hitlerzeit als Vertreterin des "Neuen 

Europa nach der Vision des Diktators" verschrien zu werden. Solche Behauptungen waren aus Un­

kenntnis oder sogar aus bösem Willen heraus entstanden; sie machten der Europa-Union zu schaf­

fen. 

Nach dem Krieg ging der Verein voll Enthusiasmus an den Aufbau einer neuen europäischen Ver­

einigung für die föderierten Staaten von Europa. Als Belastung erwies sich, dass viele Anhänger 

einer Einigung während des Krieges Mitglieder der Resistance in ihren Heimatstaaten gewesen wa­

ren und dass die Schweiz nicht aktiv bei der Niederwerfung der totalitären Regimes mitgeholfen 

hatte. 

Ein erstes Treffen Interessierter fand zwar in der Schweiz statt, aber bald verlor die Europa-Union 

die Führungsposition und die Europabewegungen konnten sich auch nicht auf eine allgemein 

anerkannte Vorstellung eines zukünftigen vereinten Europas einigen. Was für die Europa-Union 

blieb, waren Wunschvorstellungen und der Wille, dem Schweizer einen europäischen Staatenbund 

näher zu bringen. 
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Als schwierig erwies sich die Bemühung, Einflüssen der Europa-Union auf die Tagespolitik 

nachzugehen. Was in den Akten des Vereins als Grossaktion mit viel Erfolg dargestellt wurde, fand 

in der Tagespresse kaum Erwähnung, und wenige Politiker setzten sich für die Anliegen der Union 

ein, auch wenn sie über Jahre hinweg Mitglied des Vereins waren. 

Die Frage, ob die Europa-Union mehr als ein Ideenträger war oder ist, musste deshalb negativ 

beantwortet werden. Hingegen konnte festgehalten werden, dass der Verein immer wieder 

Sachverständige für europäische Fragen für seine Veranstaltungen gewann und so wenigstens das 

europäische Gewissen der Schweizer wach hielt und zu neuen Diskussionen und 

Ueberlegungsansätzen anregte. 
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Markus Blatter 

SYNOIKISMOS - BEGRIFF UND MODELL 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. H.E. Herzig 

Der rhodische Synoikismos, der politische Zusammenschluss der alten Städte Jalysos, Kamiros und 

Lindos von 408/7, wird zwar von der gesamten neueren Literatur als grösste politische Tat gelobt. 

Es wird aber kaum klar auf gezeigt, worin der Synoikismos eigentlich bestand. In der vorliegenden 

Lizentiatsarbeit wird der Begriff Synoikismos genauer untersucht und ein Modell hergestellt. 

Die in Handbüchern vorhandene stattliche Zahl von Definitionen und Beschreibungen des Begriff 

offenbarte im inhaltlichen Vergleich eine eher unpräzise und wenig aussagekräftige Quellenlage. Es 

galt also, einen anderen Ansatz zu wählen, und ich entschloss mich zur Aufarbeitung von vier 

besser überlieferten Synoikismen: jenen von Athen, Sparta, Megalopolis und Rhodos. 

Die Analyse dieser Fallbeispiele lieferte mir die Grundlagen für einen Modellentwurf und zu einer 

eigenen Definition, wobei ich vor allem von der Studie von Braunert/Petersen über Megalopolis 

(in: Chiron 2, 1972) profitierte, die einen sehr detaillierten Bericht über den Synoikismos des arka­

dischen Bundes abgab. 

Das staatsrechtliche Element des Synoikismos ermöglichte eine Formulierung aufgrund eines Mini­

mums an Faktoren, liess also eine Konstante im Modell entstehen, an der praktisch alle Synoikis­

men gemessen und verglichen werden konnten. 

"Ein Synoikismos vereinigt verschiedene Poleis zu einem vereinheitlichten Staat mit einem einzigen 

Machtzentrum. Die Selbständigkeit der ehemaligen Poleis wird beendet oder nur in untergeordneten 

Bereichen aufrechterhalten (Verwaltung, Kult)." 

Dieses Modell behauptete sich im kritischen Vergleich mit allen betrachteten Beispielen und stimmt 

auch mit der juristischen Definition von F. Gschnitzer im Lexikon der Alten Welt überein. Alle 

anderen Faktoren, die es zur Untersuchung beizuziehen galt, zeigten deutliche Unterschiede von 

Synoikismos zu Synoikismos auf. Sie wurden so zu Variablen, die sich nach verschiedenen Ge­

sichtspunkten gliedern liessen: 

- nach den Gründen, die zum Synoikismos führten: militärische; politische; wirtschaftliche.

- nach den Rahmenbedingungen, innerhalb derer der Synoikismos erfolgte: geographische Lage der

beteiligten Poleis; politisches Umfeld; innere Herrschafts- und Entscheidungsstrukturen der be­

troffenen Poleis; historisch bedingte Gegensätze unter den Poleis und die Frage der Gleichbe­

rechtigung aller Beteiligter.

- nach dem Grad des Vollzugs: ganz oder nur zum Teil vollzogen; freiwillig für alle Partner oder

Zwang gegen einzelne Poleis.
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- nach den Konsequenzen: Entstehen eines funktionsfähigen Gebildes mit hegemonialer Polis;

Vereinheitlichung der Behörden und Verwaltung der Poleis in eine einzige gültige Organisation;

Veränderung des Status der Bürger der verschiedenen Poleis; Akzeptanz durch die Umgebung.

Aufgrund der Quellenlage lassen sich nicht in jedem Fall alle Variablen überprüfen. Namentlich 

die soziale Komponente eines Synoikismos, die Auswirkung auf den einzelnen Bürger der neuver­

bundenen Poleis, kann nicht überprüft werden. 

Abschliessend wurden noch einige Kriterien für eine mögliche Wertung der Synoikismen, die 

Aussagen über deren Qualität zulassen sollten, zusammengestellt: politische Bedeutung des neuen 

Gebildes, Funktionieren des neuen Staates, die Dauer des Bestehens, die Anerkennung durch die 

Nachbarn, die Wertung durch die Zeitgenossen und eine eventuelle Vorbildfunktion (nachweisbar 

das athenische Vorbild für den Synoikismos von Megalopolis). 

Im Anhang sind die meisten der in den Handbüchern erwähnten Synoikismen lokalisiert. 
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Niklaus Bütikofer 

HISTORISCHE WALDSCHÄDEN DER SCHWEIZ 1800 - 1950 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. Ch. Pfister 
und Prof. Dr. M. Körner 

Einige Jahre schon hält die Diskussion um die neuartigen Waldschäden an. Die ständig bedrohlicher 

werdende Entwicklung - oft ungenau als "Waldsterben" bezeichnet - ist in ihren ursächlichen Zu­

sammenhängen nicht völlig geklärt, und viele Fragen sind auch unter den beteiligten Wissenschaft­

lern noch umstritten. In dieser Auseinandersetzung wird unter anderem auch die Neuartigkeit des 

Phänomens bestritten. Es wird eingewendet, solche Schadenperioden habe es, verursacht durch 

Trockenheit, Frost oder Massenvermehrung von lnsekten, immer schon gegeben und nach einer 

gewissen Zeit seien sie jeweils von selber wieder abgeklungen. Die historischen Belege, welche die 

Verfechter dieses Arguments anführen, sind jedoch sehr dürf:tig und halten einer kritischen 

Ueberprüfung häufig nicht stand. In einem Fall konnte nachgezeichnet werden, wie sich ein klei­

ner Borkenkäferherd nach mehrmaligem Abschreiben der Meldung durch verschiedene Autoren auf 

dem Papier in ein überregionales Baumsterben verwandelt hatte.1

Der dringende Bedarf an gesicherten Daten über vergangene Waldschäden forderte die Fachhistori­

ker und speziell unser Institut, an dem bereits gewisse methodologische Erfahrungen und Ver­

gleichsdaten aus der Klimageschichte (Ch. Pfister) zur Verfügung standen, zu einem Beitrag her­

aus. Das Bundesamt für Forstwesen und Landschaftsschutz und die ETH Zürich zeigten sich aus­

serdem bereit, eine entsprechende interdisziplinäre Untersuchung beratend und unterstützend zu 

begleiten. 

Die Fragen, die als Ausgangspunkt für diese Arbeit dienten, waren die folgenden: 

- Welche Angaben über vergangene Waldschäden lassen sich überhaupt noch finden?

- Erlauben es die vorhandenen Daten, Schadbilder zu rekonstruieren, die sich mit den Befunden

über die aktuellen Schäden vergleichen lassen?

- Welche Hinweise auf Zusammenhänge zwischen Waldschäden und Witterung können aus dem

Material abgeleitet werden?

Die Suche nach Angaben beschränkte sich auf schriftliche Quellen in Archiven und Bibliotheken. 

Bildquellen habe ich von vornherein ausgeschlossen, weil darunter praktisch nur alte fotografische 

Panorama- oder Luftaufnahmen befriedigende Ergebnisse versprechen, deren Auswertung Spezia­

listen vorbehalten bleibt. Am ergiebigsten erwiesen sich die forstlichen Zeitschriften, dfo in der 

Schweiz ab 1850 als eigenständige Publikationen anzutreffen sind, sowie die Verwaltungsberichte 

der kantonalen Forstdirektionen, die am frühesten in Zürich (ab 1830) regelmässig über Schädigun­

gen im Wald berichteten. Letztere Quellengruppe lieferte zwar in der Regel nur knappe Angaben, 

aber der Umstand, dass die Berichte ausdrückliche Negativmeldungen enthalten und dass bei ihrer 

Ausarbeitung ia der jeweiligen kantonalen Forstorganisation ein flächendeckendes System von In­

formanten zur Verfügung stand, macht sie besonders wertvoll. Die Autoren der ausgewerteten 

Quellen sind fast ausschliesslich Fachleute, und die Niederschrift der Meldungen erfolgte mehr­

heitlich innert Jahresfrist nach der Beobachtung. Deshalb darf der entstandenen Datensammlung 
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Beispiel einer Schadenübersicht: Region 6 (Zürich-Aargau) I 850-1960 

( 1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 
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eine hohe Zuverlässigkeit attestiert werden. Sie enthält alle grösseren Schadenfälle, die in der Zeit 

von 1860 bis 1950 in den wichtigsten Regionen vorgefallen sind. Vor diesem Zeitraum lassen sich 

zumindest für die Schweiz keine zuverlässigen und vollständigen Angaben machen. Die Quellen 

berichten nur noch vereinzelt über grössere Schädigungen, die alle als Windwürfe oder Borkenkä­

ferherde identifiziert werden konnten. 

Die Auswertung der Daten erfolgte nach der Methode der Indexierung. Auf der Basis der zur 

Verfügung stehenden Quellenangaben und der beigezogenen forstwissenschaf tlichen Spezialliteratur 

habe ich für jeden einzelnen Schadfaktor (Trockenheit, Frost, Sturm und Schnee, verschiedene In­

sekten und Pilze) sechs Indexstufen definiert, mit denen der Schädigungsgrad für jedes Jahr und 

jede Region bewertet werden konnte. Diese Indices eigneten sich für eine grafische Darstellung, 

welche erst Uebersicht und Vergleichsmöglichkeiten bot. 

Die rekonstruierten Schadbilder des Zeitraums von 1860 - 1950 lassen sich nur bedingt mit den 

Ergebnissen heutiger Erhebungen vergleichen. Während heute der Vitalitätszustand der Waldbäume 

relativ einheitlich durch eine Beurteilung der Baumkronen erfasst wird, haben frühere Beobachter 

sehr unterschiedliche Merkmale festgehalten und diese praktisch immer mit einer bestimmten Ur­

sache in Zusammenhang gebracht. Der Einfluss der unterschiedlichen Erhebungsmethoden verrin­

gert sich umso mehr, je stärker die Schädigungen sind und je deutlicher sie hervortreten. Blendet 

man alle leichten Schädigungen aus, lassen sich also trotzdem aussagekräftige Vergleiche anstellen. 

Während die neuartigen Schäden heute grossflächig in ganz Europa anzutreffen sind und seit 

Jahren zunehmen, waren frühere Schädigungen entweder regional beschränkt oder hatten nach 

zwei bis drei Jahren ihren Höhepunkt überschritten. Extreme Witterung wirkte oft direkt 

schädigend, aber immer nur kurzfristig und sehr selten in massiver Form. Indirekte Schädigungen 

durch Insekten, die sich an den geschwächten Bäumen vermehren konnten, hielten nur wenige 

Jahre an. 

Niklaus Bütikofer 

Oberdorf 36 

3309 Kernenried 

1 H. Brandl: Zur Bedeutung bestandesgeschichtlicher Untersuchungen in der Forstgeschichte am
Beispiel des "Tannensterbens" im Schwarzwald. In: Allg. Forst- und Jagd-Ztg. 156 (1985), S. 142 -
146. 
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Theo Buff 

SOZIALPOLITIK IM KONTEXT NATIONALER UND INTERNATIONALER POLITIK: 

SPANIEN 1919 - 39 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. J. Garamvölgyi 

Diese Arbeit stellt den Versuch dar, die Entwicklung staatlicher und internationaler Sozialpolitik 

im Spanien der Zwischenkriegszeit aufzuzeigen. Dabei stellte sich die grundlegende Frage, wie und 

in welchem Umfang Sozialpolitik in einem Agrarland der Peripherie interpretiert und gegebenen­

falls realisiert wurde. 

Staatliche, transnationale und internationale Wechselwirkungen wurden unter besonderer Berück­

sichtigung politischer, gesellschaftlicher und ökonomischer Strukturen sowie deren Entwicklung in 

verschiedenen politischen Systemen untersucht. Es handelt sich um die konstitutionelle Monarchie 

Alfonsos XIII (ab 1919 - 23), die Diktatur Primo de Riveras (1923 - 30) sowie die 2. Republik, 

deren politisch durchaus unterschiedliche Phasen - die reformistische (bienio de reformas: 

1931 - 33), die konservative (bienio negro: 1934 - 35) und die Zeit der Volksfront (1936 - 39) - 

jeweils getrennt betrachtet wurden. 

Der Fragestellung entsprechend gliedert sich die Arbeit in drei Hauptkapitel, deren erstes theore­

tische Grundlagen, Geschichte und Struktur staatlicher und internationaler Sozialpolitik skizziert. 

Grenzen und Möglichkeiten sozialpolitischer Massnahmen und ihnen zugrunde liegende mögliche 

Motivationen werden ebenso sichtbar wie die historische Dimension staatlicher Sozialpolitik oder 

transnationale und internationale Entwicklungslinien bis zur Entstehung der Internationalen Ar­

beitsorganisation (ILO). 

Der zweite Hauptteil, eine problemorientierte Darstellung spanischer Innenpolitik, untersucht die 

sozialpolitischen Bestrebungen seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert und insbesondere während 

den sich in bemerkenswert rascher Folge abwechselnden politischen Systeme nach dem 1. Welt­

krieg. Welche Versuche wurden von den verschiedenen Regierungen unternommen, die "traditio­

nellen Probleme" (W. Bernecker) zu lösen? 

Konkret handelt es sich um die Agrarfrage, die Veränderung der ungleichen Besitzverhältnisse in 

der Landwirtschaft, und um die Entflechtung des zentralistisch organisierten Vielvölkerstaates, 

der die Strukturen wirtschaftlicher Potenz und politischer Macht ebenso ungenügend berücksich­

tigte wie kulturelle oder sprachliche Belange. Ein dritter Problemkreis bildet das permanente "Mit­

wirken" der Armee in der Innenpolitik mittels des bewährten Instrumentes des Pronunciamientos 

(Putsch), wodurch missliebige Regierungen beseitigt wurden. Schliesslich wurde die enge Ver­

flechtung zwischen Staat und katholischer Kirche beleuchtet. Zusätzlich wird die Situation der Ar­

beiterschaft auf gezeigt und die Entwicklung der organisierten Arbeiterbewegung verfolgt. 

Was die Lösung der sozialen Frage betrifft, wurden umfassende Bestrebungen einzig von den re­

formistischen Regierungen (1931 - 33) und jener der Volksfront unternommen mit dem Ziel, den 

aus dem letzten Jahrhundert übernommenen und nach wie vor dominanten konservativen Traditio-
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nalismus zu brechen. Während Monarchie, Diktatur und konservativer Phase der Republik verhiel­

ten sich die Regierungen passiv. 

Hingegen konnte festgestellt werden, dass alle Systeme auf dem Gebiet der Sozialgesetzgebung -

vermutlich aufgrund ihres spezifischen Legitimationsbedürfnisses - eine positive Leistungsbilanz 

auf weisen, die einem Vergleich mit dem Nachbarland Frankreich durchaus standhält. Die grösste 

Aktivität wurde in der Reformphase der 2. Republik erreicht, während entsprechende Projekte und 

Massnahmen der Volksfront durch den Bürgerkrieg abrupt beendet wurden. Deutlich wurde 

ersichtlich, dass eine lediglich auf Systemerhaltung zentrierte staatliche Sozialpolitik die Probleme 

des Landes nicht lösen konnte - was von einzelnen Herrschaftsformen auch kaum beabsichtigt 

worden war - und die extrem ungleiche Einkommens- und Vermögensverteilung, z.B. in der 

Landwirtschaft, sowie die strukturelle Unterentwicklung nicht verändert wurden. Der dominante 

Einfluss von Kirchenfürsten und Militärs blieb letztlich unbeeinträchtigt, die Lage der Arbeiter­

schaft verbesserte sich nicht oder nur unwesentlich. 

Im dritten Hauptteil wird die Mitarbeit Spaniens innerhalb der Internationalen Arbeitsorganisation 

sowie Verhalten und Zusammensetzung der Delegationen in Relation zu den einzelnen Herr­

schaftsformen untersucht. Mittels quantitativen Analysen wird die Präsenz der Delegierten an Ar­

beitskonferenzen, ihre Wortmeldungen sowie die Mitarbeit in Kommissionen verifiziert. 

Das grosse Interesse Spaniens an der ILO, ihrer Politik und ihren Idealen wird z.B. aufgrund der 

Kommissionsarbeit oder der Voten der Delegierten ersichtlich. Auch umgekehrt liess sich eine be­

achtliche Wertschätzung feststellen, die über die tatsächliche Potenz dieses wirtschaftlich schwachen 

Landes und dessen Stellung innerhalb der Völkerfamilie weit hinausging. 

Die Betrachtung des sozialen Umfeldes der Delegierten zeigte Verflechtungen zwischen nationaler 

und internationaler Ebene, wurden doch oft sozialpolitische Experten als Delegierte eingesetzt. In­

teressanterweise äusserten sich die Gegensätze zwischen den Arbeitsmarktparteien und der Regie­

rung auf internationaler Ebene anders als auf nationaler. Erwartungsgemäss stemmten sich auch 

hier die Arbeitgeber beinahe jeglichem sozialen Fortschritt entgegen, aber die Regierungsvertreter 

kooperierten häufig mit dem Arbeitnehmervertreter, dies im Gegensatz zur innenpolitischen Usanz. 

Zwischen einzelnen Systemphasen und dem Verhalten der meist neu zusammengesetzten Delegatio­

nen Hessen sich Korrelationen feststellen. Ungeachtet der beachtlichen Systemunterschiede wiesen 

alle spanischen Regierungen der Zwischenkriegszeit einen hohen Legitimationsbedarf auf, zu des­

sen Abdeckung die ILO ein willkommenes Forum bot. 

Die Arbeit, welche zu einem grossen Teil auf gedruckten und ungedruckten Quellen der ILO-Ar­

chive basiert, zeigt die Vielschichtigkeit des Begriffs Sozialpolitik und mögliche Deutungsmuster 

auf. 
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Peter Faller 

DIE ANFÄNGE EINER INTERNATIONALEN SOZIALPOLITIK 
Die NVwB: Die Niederländische Sektion der IVGA 

(Internationale Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz) 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. J. Garamvölgyi 

Die soziale Frage rückte im Verlaufe des 19. Jahrhunderts immer mehr in den Blickpunkt des öf­

fentlichen Interesses. Neben Versuchen der in Arbeiterparteien und Gewerkschaften zusammenge­

schlossenen Arbeiter, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen, bemühte sich der Staat in 

wachsendem Masse, die sozialen Spannungen durch gesetzliche oder steuernde Massnahmen zu 

entschärfen. 

Einfluss auf die staatlichen Bemühungen suchte die Internationale Vereinigung für gesetzlichen 

Arbeiterschutz (IVgA) auszuüben, ein privater Verein mit internationaler Mitgliedschaft, der sich 

1901 in Basel konstituiert hatte. Die darin zusammengeschlossenen, mehrheitlich bürgerlichen So­

zialpolitiker begründeten das Internationale Arbeitsamt in Basel. Dieses setzte sich das Ziel, durch 

wissenschaftliche Untersuchungen die öffentliche Meinung für eine international vereinbarte So­

zialpolitik zu gewinnen. 

Auf die Vorarbeiten des Arbeitsamtes hin wurden dann an den zweijährlich stattfindenden Mit­

gliederversammlungen der IVgA Beschlüsse gefasst, die durch die nationalen Sektionen propagiert 

werden sollten. Sie waren so abgefasst, dass sie auch eine Chance besassen, verwirklicht werden zu 

können. Daneben mussten die Sektionen dem Arbeitsamt aber auch die Informationen liefern, die 

vergleichende Studien überhaupt erst möglich machten. 

Damit kam den Sektionen eine Schlüsselrolle für das Gelingen der Arbeit der IVgA zu: Ob mit 

oder ohne Erfolg, wurde am Beispiel der NVwB, der niederländischen Sektion der IVgA, unter­

sucht. Die Arbeit ist dabei so aufgebaut, dass zwei ausführliche Kapitel über die IVgA und über 

die Niederlande den Rahmen bilden, innerhalb dessen dann nach der Rolle der NVwB gefragt 

wird, insbesondere nach den Einzel- und Kollektivmitgliedern, dem Vorstand, der Arbeit der Sek­

tion und nach der Funktion der Oeff entlichkeit. 

Als wichtigstes Quellenmaterial zur NVwB selbst konnten in niederländischen Archiven die Mit­

gliederlisten, die Protokolle der Mitgliederversammlungen und ein Teil der Protokolle der Vor­

standssitzungen auf gefunden werden. 

Die wichtigsten Ergebnisse sollen im folgenden kurz zusammengefasst werden: 

Die Einzelmitglieder der NVwB entstammten vorwiegend dem Bildungsbürgertum, hatten zu einem 

grossen Teil ein abgeschlossenes Hochschulstudium vorwiegend juristischer oder technischer Rich­

tung vorzuweisen, arbeiteten als Juristen, Arbeitsinspektoren, Lehrer in höheren Schulen oder wa­

ren in der Wirtschaft tätig. Sie nahmen haupt- oder nebenamtlich am politischen und/oder wissen­

schaftlichen gesellschaftlichen Diskurs teil und waren als Politiker vorwiegend linksliberaler Obser­

vanz sowohl in Exekutive wie Legislative engagiert. 
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Bei den Vereinigungen fällt vor allem das Fehlen der sozialistischen und katholischen Gewerk­

schaften ins Auge. Vertreten waren nichtkämpferische, auf Ausgleich mit den Arbeitgebern be­

dachte Gewerkschaften sowie Gruppierungen mit ähnlichen Arbeitsfeldern wie die NVwB, mit 

denen zum Teil starke personelle und organisatorische Verflechtungen bestanden, sowie wichtige 

Verbände der niederländischen Frauenbewegung. 

Dem Vorstand gehörte immer zumindest ein Vertreter aller grossen niederländischen Parteien an, 

was in einer versäulten Gesellschaft wie derjenigen der Niederlande zu erwarten war. Insgesamt 

überwogen Linksliberale. Vertreter der klerikalen Richtung gehörten meist den kleinen progressi­

ven Flügeln ihrer Parteien an. Innerhalb dieses heterogen zusammengesetzten Vorstandes gestaltete 

sich die Arbeit recht schwierig. Da allgemeiner Konsens nicht herzustellen war, wurde darauf ver­

zichtet, Beschlüsse inhaltlicher Art zu fassen. Ausserdem war die Bereitschaft, Arbeit zu überneh­

men, minim, was ein NVwB-Mitglied dazu veranlasste, den Vorstand mit einem Schiff mit sieben 

Flaggen, aber ohne Motor zu vergleichen. 

Die Arbeit der Sektion wurde aber auch durch weitere Umstände erschwert: Rückläufige Mitglie­

derzahlen, fehlende finanzielle Mittel, kleines Interesse der Mitglieder, "Konkurrenzorganisationen", 

die vor allem die postulierten nationalen Betätigungsfelder der NVwB schon abdeckten, führten 

dazu, dass von einem Einwirken der NVwB auf die niederländische Oeffentlichkeit keine Rede 

sein konnte. Nur gerade die internationalen Aufgaben konnten mit Mühe und Not und mit Hilfe 

der Regierung erfüllt werden. 

Das Wirken der NVwB beschränkte sich damit international auf das Ermöglichen eines gelehrten 

Diskurses, für den sie das Material zur Verfügung stellte, national auf das Führen dieses Diskurses 

innerhalb der Vereinigung. Dass diese Beschränkung zumindest teilweise bewusst vorgenommen 

wurde, liess sich auch anhand der Verwendung des Begriffes "öffentliche Meinung" aufzeigen. 

Damit lässt sich sagen, dass die niederländische Sektion die Aufgabe, die ihr innerhalb des Rah­

mens der Gesamt-IVgA zugedacht war, nur teilweise erfüllt hat. Zu fragen wäre jetzt, ob diese 

Feststellung auch auf die anderen Sektionen zutrifft - einige Indizien sprechen dafür - oder ob die 

NVwB eher atypisch war. 
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Walter Frey und Marc Stampfli 

«LIEBER SCHMALE BYSSEN ESSEN, 

ALS BEY STRENGER ARBEIT WOHL ZU SEYN» 

Die demographische, ökonomische und soziale Entwicklung 

in den bernischen Aemtern Büren und Konolfingen 

zwischen den l 760er und den 1880er Jahren 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. Chr. Pfister 

In dem von uns ausgewählten Untersuchungszeitraum zwischen der Mitte des 18. und dem ausge­

henden 19. Jahrhundert vollzog sich der fundamentale Wandel hin zur Modeme. Karl Polanyi hat 

diesen Prozess, mit welchem sich die Marktökonomie als alles beherrschendes Prinzip durchsetzte, 

im Begriff der 'Great Transformation' zu fassen gesucht: Jetzt erst wurden "unbeschränktes Wirt­

schaftswachstum, Produktions- und Profitmaximierung, Tauschwert als letzter Massstab" zu Para­

digmen unserer Gesellschaften. 

Vor dem Hintergrund dieser Umwälzung untersuchten wir in der vorliegenden Arbeit, wie sich 

diese Modernisierung in den beiden agrarisch strukturierten heroischen Aemtern Büren und Ko­

nolfingen zwischen den 1760er und 1880er Jahren im demographischen, ökonomischen und sozialen 

Bereich vollzog. Im weiteren interessierte uns, auf welche Weise sich die naturräumlich bedingte, 

unterschiedliche sozio-ökonomische Struktur der Aemter in der Mitte des 18. Jahrhunderts auf den 

Verlauf des Modernisierungsprozesses auswirkte. 

Im ersten Teil der Arbeit ist die demographische Entwicklung dargestellt. Als demographische 

Kenngrössen beider Aemter sollen hier folgende Punkte hervorgehoben werden: 

- Das demographische 'take off' ist beidenorts um 1770 anzusetzen.

- Bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts verdoppelten sich die Bevölkerungen beider Aemter.

- Demographischer Auslöser des Wachstumsschubes ist beidenorts eine steigende Natalität. Erst im

19. Jh. wird die fallende Mortalität entscheidende Wachstumsträgerin.

- Um 1850 werden die Wachstumsbewegungen durch eine langanhaltende 'crise larvee', kombiniert

mit einer Ab- und Auswanderungswelle, gestoppt bzw. negativ. Das Amt Konolfingen wird von

dieser Krise weit härter getroffen als das Amt Büren. Während letzteres sich relativ rasch erholt

und in den 1860er /70er Jahren wieder eine Bevölkerungszunahme verzeichnet, stagniert die Be­

völkerungsentwicklung im Amt Konolfingen.

- Beidenorts beginnt die eigentliche demographische Transition um 1880.

Im zweiten Teil der Arbeit wird der ökonomische Modernisierungsprozess nachgezeichnet. Die Be­

schreibung der Produktionsstrukturen beider Aemter in den l 760er Jahren bildet dabei die Grund­

lage; darauf aufbauend werden die mit dem Modernisierungsprozess einhergehenden ökonomischen 

Wandlungen quantitativ und qualitativ erfasst. 

In einem ersten Schritt werden aufgrund qualitativer Quellen die Erwerbsstrukturen beider Aemter 

in der gesamten Untersuchungsperiode ausgeleuchtet. In beiden Aemtern kam dem Agrarsektor 

(Produktion landwirtschaftlicher Güter sowie dem dazu funktional zugeordneten ländlichen Ge­

werbe) eine hervorragende Bedeutung zu: Protoindustrie, Industrie sowie Handel mit nichtagrari-
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sehen Produkten nahmen in den Oekonomien der Aemter eine marginale Stellung ein. Deshalb 

konzentriert sich im folgenden unsere quantitative Analyse auf den landwirts-chaflichen Sektor. 

Die landwirtschaftliche Produktionsstruktur sowie das landwirtschaftliche Produktionsniveau beider 

Aemter wurden für das 18. Jh. aufgrund von durchschnittlichen Zehnterträgen, Zehntplänen, öko­

nomischen Beschreibungen und diversen anderen Quellen erarbeitet. Für das 19. Jh. stützten wir 

uns diesbezüglich in erster Linie auf die Produktionsenquete von 1847 und die Arealstatistik von 

1885, die beide kantonal erhoben worden waren und im Rahmen der unter Leitung von Prof. Ch. 

Pfister mit Unterstützung des Schweiz. Nationalfonds im Aufbau begriffenen Datenbank BERN­

HIST auf genommen und ausgewertet wurden. Das Rückgrat dieser Analysen bildet die Einbezie­

hung aller kantonalen Viehzählungen (von 1790 an), die ebenfalls von der Datenbank BERNHIST 

in auf gearbeiteter Form übernommen werden konnten. Nicht nur bilden sie einen wichtigen Be­

standteil der landwirtschaftlichen Produktion, sondern sie widerspiegeln die mit dem Modernisie­

rungsprozess einhergehende landwirtschaftliche Strukturveränderung. 

In der Organisation der landwirtschaftlichen Nutzung lag ein wesentlicher struktureller Unterschied 

zwischen den beiden Aemtern: In den l 760er Jahren erfolgte die landwirtschaftliche Produktion im 

Amt Büren einheitlich im Rahmen eines Dreizelgensystems. Demgegenüber dominierte im Amt 

Konolfingen die Feldgraswirtschaft, auch wenn an einigen Orten die Dreizelgenwirtschaft heimisch 

war. Aus diesen unterschiedlichen Nutzungssystemen resultierten denn auch divergierende Produk­

tionsstrukturen, welche sich insbesondere in der jeweiligen Zusammensetzung des Viehbestandes 

widerspiegelten: im Amt Büren war Zugvieh, im Amt Konolfingen hingegen Milchvieh dominant. 

Dies wiederum verweist darauf, dass die Produktion in Büren auf den Getreidebau ausgerichtet 

war, während diese in Konolfingen auf zwei strukturell voneinander unabhängigen Ebenen ba­

sierte: Zwar stand die Getreideproduktion ebenfalls im Zentrum, doch der Viehwirtschaft kam 

dank ausgedehnten Weidemöglichkeiten eine eigenständige Qualität zu. 

Diese unterschiedlichen Nutzungs- und Produktionsstrukturen dürften es mit sich gebracht haben, 

dass die Modernisierung in den beiden Aemtern in den l 760er Jahren unterschiedlich weit fortge­

schritten war. In Büren zeigte sich einzig in der Nutzungsform der Allmenden, die teilweise ein­

geschlagen worden waren, eine Intensivierungsbestrebung grösseren Ausmasses. In Konolfingen 

hingegen hatte die Modernisierung bereits auf breiter Ebene Einzug gehalten: Die Kartoffel fand 

sich in weiten Teilen des Amtes, Versuche mit Anbau von Kunstgras waren im Gange, einzelne 

Betriebe hatten die Sommerstallfütterung eingeführt, mehrere Allmenden waren privatisiert und 

dort, wo die Dreizelgenwirtschaft heimisch war, wurde das Zelgrecht mittels Zelgeinschlägen aus­

gehöhlt. 

Bezüglich der in den Aemtern gesamthaft produzierten Mengen an Nahrungsmitteln aus Acker­

früchten und Milch zeigte sich trotz all diesen Strukturunterschieden ein sehr einheitliches Bild: In 

beiden Aemtern wurde im Durchschnitt pro Kopf der ansässigen Bevölkerungen genügend Nah­

rungsmittel produziert. 

Die Untersuchung der jeweiligen Modernisierungsprozesse zeigte, dass diese sich grundsätzlich 

qualitativ voneinander unterschieden. Zwischen den 1760er Jahren und der Mitte des 19. Jahr­

hunderts verlief dieser Prozess ini Amt Konolfingen im Rahmen einer forcierten Intensivierung, 
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während im Amt Büren dieselbe Intensivierung mit einer tiefgreifenden Umstrukturierung der 

Nutzungsorganisation und der Produktion einherlief. 

Dies erklärt sich dadurch, dass das Feldgraswirtschaftssystem eine individuelle Produktionsform 

zuliess, so dass Intensivierungen einzelner das althergebrachte rechtliche Gefüge der Landwirtschaft 

nicht tangierten. Im Dreizelgengebiet des Amtes Büren hingegen, wo die landwirtschaftliche 

Nutzung weitgehend kollektiv organisiert war, höhlten praktisch alle Intensivierungsschübe die 

Zelgordnung, das Rückgrat der Dreizelgenwirtschaft, aus. Dort hiess Modernisierung demnach im­

mer auch Abbau kollektiver Nutzungsformen, beziehungsweise Individualisierung derselben. Im 

Amt Büren kam es zudem noch zu einer Umstrukturierung der Produktion: War im 18. Jahrhundert 

im Rahmen einer intakten Dreizelgenwirtschaft die landwirtschaftliche Produktion ausgerichtet auf 

den Getreidebau, ging über die Modernisierung mit der Milch- und Viehwirtschaft ein in seiner 

Eigenständigkeit neuer Produktionszweig hervor. 

Die Art der Intensivierung selbst war in beiden Aemtern im Grunde genommen dieselbe: Beiden­

orts stand die Aufhebung der alten Weidewirtschaft, bzw. die Intensivierung der traditionellen 

Weideflächen im Zentrum. Hervorragende Bedeutung kam dabei der Umlegung von Weideareal in 

Mattland zu. Im Amt Büren, wo sich das Ausmass dieser Umlegungen abschätzen liess, war dieser 

Prozess besonders ausgeprägt, indem rechnerisch gesehen alle ehemaligen Gemeinweiden und ein 

Grossteil der einstigen Brachflächen zu Mattland eingeschlagen wurden. Aber auch die Ackerflä­

chen wurden bis 1847 auf Kosten der Weiden ausgedehnt, wenngleich diese Bewegung weit weni­

ger dynamisch ausfiel als jene der Mattlandausdehnung. In Büren, wo diese Ausweitung bloss 10 

Prozent betrug, hielt auf eben dieser Fläche die Kartoffel Einzug, so dass der Kartoffelbau bis 

1847 eine wichtige Grösse der Bürener Landwirtschaft geworden war. In Konolfingen, wo die 

Ackerfläche um über 20% ausgedehnt wurde, war die Kartoffel ebenfalls der eigentliche Wachs­

tumsträger. Eine weitere ausgeprägte Intensivierung lief in beiden Aemtern über die Erhöhung der 

Flächenerträge, wobei jene Bürens ausgeprägter ausfiel als jene Konolfingens. 

Alles in allem gelang es den Bewohnern beider Aemter mittels derartiger Modernisierungen, ihre 

Kalorienproduktion zwischen den l 760er und l 840er Jahren, - analog zum Wachstum der Bevöl­

kerungen - zu verdoppeln. (vergl. Graphik) 

Zwischen 1847 und 1885 liefen die Modernisierungsprozesse in den beiden Aemtern parallel. Neue 

Innovationsschübe liefen in beiden Regionen insbesondere über die Drainage, und vereinzelt fand 

auch Kunstdünger Anwendung. Sowohl in Konolfingen wie in Büren konzentrierten sich die 

Kräfte aber vor allem auf den Ausbau der Viehwirtschaft. Im Amt Büren wurde vorerst die 

Milchwirtschaft forciert, und im Verlaufe der 60er Jahre wurde mit der Intensivierung der 

Fleischproduktion die Viehwirtschaft diversifiziert. Letzteres lief im Amt Konolfingen bereits in 

den 50er Jahren an und scheint im direkten Zusammenhang mit einer Stagnation in der Milch­

wirtschaft zu stehen. Dementsprechend wurde die Futtermittelproduktion noch einmal massiv er­

höht. Beidenorts dürfte sich dies in erster Linie in einer neuerlichen beachtlichen Ausdehnung des 

Mattlandes niedergeschlagen haben. Hinzu kam - und hierin zeigen sich erneut die grösseren 

Landreserven der Feldgraswirtschaftszone - dass in Konolfingen die Ackerfläche vor allem zu 

Gunsten der Sonderkulturen (Kartoffel und Rüben) erweitert wurde. Demgegenüber blieb die 

Grösse der Ackerfläche im Amt Büren etwa gleich, weswegen sich die Ausdehnung der 

Futtermittelproduktion stark auf Kosten des Getreidebaus abspielte. 

30 



LANDNUTZUNG UND AGRARISCHE PRODUKTIVITAET IM AMT BUEREN 

um 1760 um 1850 

3900 kcal pro Kopf und Tag 42 00 kcal pro Kopf und Tag

l Produktions-Symbol g 1,4 Mio Kcal./5,8 Mio Joules/ Tg = 
Nahrung für 560 Menschen 

l Kuh = 100 Tiere 

LANDNUTZUNG UND AGRARISCHE PRODUKTIVITAET IM AMT KONOLFINGEN 

um 1760 

3600 kcal pro Kopf und Tag 

Weide 60j
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um 1850 

3600 kcal pro Kopf urid Tag 

Wiese 54% 
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l Produktions-Symbol m 5 Mio Kcal./20,9 Mio Joules/ Tg =

Nahrung für 2000 Menschen 

l Kuh = 1000 Tiere 
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Der dritte Teil der Arbeit befasst sich mit der gesellschaftlichen Dimension des Modernisierungs­

prozesses. Auf der Grundlage von protostatistischem Quellenmaterial (Erdmessbücher für das 18. 

Jh., Grundbesitzkataster für das 19. Jh. sowie eine Erhebung zur Vorratshaltung aller Haushal­

tungen im Kanton Bern aus dem Jahre 1847) nehmen wir eine soziale Schichtung der bäuerlichen 

Gesellschaft vor und zeichnen deren Entwicklung im Zuge der Agrarmodernisierung nach. 

In beiden Aemtern lässt sich eine markante Verschärfung des sozialen Gefälles feststellen. Diese 

Grundtendenz findet aber in den beiden Aemtern eine bemerkenswert unterschiedliche Ausprä­

gung: während es im Amt Büren zu einer noch stärkeren Verkleinbäuerlichung bei den mittleren 

und kleinen Güterbesitzer kam, blieb im Amt Konolfingen die bestehende Besitzstruktur weitge­

hend erhalten. Dafür aber wuchs hier die Zahl der landlosen Haushaltungen in der ersten Hälfte 

des 19. Jh. von 10 auf 50% an. Im Amt Büren dagegen lag deren Quote 1847 erst bei 10% aller 

· Haushaltungen.

Unsere Untersuchungen ergeben, dass diese unterschiedliche Ausprägung der sozialen Differenzie­

rung in beiden Aemtern nicht allein mit der je andersartigen Wirtschaftsweise (Dreizelgen­

bau/Feldgraswirtschaft) erklärt werden kann. Vielmehr scheinen dabei die dörflichen Rechts­

verhältnisse eine ganz entscheidende Rolle gespielt zu haben. So gelang es den ärmeren Bevölke­

rungsschichten im Amt Büren, das fast ausnahmslos aus Burgergemeinden bestand - im Prinzip 

hatten alle Burger gleiche Rechte auf das Gemeingut (Allmenden, Holz, usw.) -, ihre Interessen im 

Zuge der Agrarmodernisierung weit besser zu schützen als ihren Schicksalsgenossen im Amt Ko­

nolfingen. Während somit die ärmeren Schichten in Büren auf verbriefte Rechte pochen konnten, 

blieb den gleichen Schichten im Amt Konolfingen, das ausnahmslos von Rechtsamegemeinden ge­

prägt war - nur die Güterbesitzer hatten rechtmässigen Anspruch auf die Gemeingüter -, jeweils 

nur der Hinweis, dass auch sie die Gemeingüter gemäss alter Gewohnheit mitgenutzt hatten. Diese 

unterschiedlichen Rechtsverhältnisse waren dafür verantwortlich, dass bei der Individualisierung 

der Gemeingüter die ärmeren Schichten im Amt Büren im Prinzip gleich wie die reicheren behan­

delt wurden, während sie im Amt Konolfingen praktisch leer ausgingen. Hierin dürfte auch ein 

wesentlicher Grund dafür gefunden sein, dass die Armenfrage in der ersten Hälfte des 19. Jh. zu 

einem der virulentesten Probleme des Amtes Konolfingen anschwoll, während sie im Amt Büren 

bis zur Krise um Mitte des 19. Jh. nur ganz am Rande Eingang ins Aktenmaterial der dortigen 

Verwaltung fand. Wir kommen somit zum Schluss, dass die Organisation des Gemeinwesens die 

Wirkungsweise der Agrarmodernisierung im sozialen Bereich ganz wesentlich beeinflusst hat. 

Schlussfolgerungen: Zu den zentralen Erkenntnissen dieser Studie zählt, dass es in beiden Aemtern 

gelang, die Nahrungsmittelproduktion zumindest entsprechend dem Bevölkerungswachstum zu stei­

gern; nota bene ohne künstliche Düngemittel! Nicht minder bedeutsam dürfte des weitem sein, 

dass die Intensivierungsbemühungen in der Landwirtschaft in erster Linie eine Folge der knapper 

werdenden Landressourcen (Bevölkerungswachstum!) waren und nicht des zur Entfaltung 

kommenden Gewinnstrebens des viel zitierten 'homo oeconomicus'; waren es doch anfangs die 

kleinen und mittleren Güterbesitzer, die sich für die Modernisierung einsetzten, und die Grossen, 

die sich ihrer Privilegien halber dagegen stemmten. Erst mit dem Aufkommen der Talkäsereien, 

dem damit verbundenen Anwachsen der Vermarktungschancen für landwirtschaftliche Produkte, 

begannen sich diesbezüglich die Verhältnisse zu ändern. 

Die Modernisierung hat aber auch zu einer Verschärfung der sozialen Differenzierung geführt: im 

Amt Konolfingen weit stärker als im Amt Büren. Wie sehr sich die sozio-ökonomischen Verhält-
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nisse in diesen 100 Jahren seit 1750 verändert haben, verdeutlicht die langandauernde Krise um 

Mitte des 19. Jh. Trotzdem genügend Nahrungsmittel pro Kopf der Bevölkerung produziert wur­

den, und die Vorratsstatistik aus dem Krisenjahr 1847 eindrücklich belegt, dass in beiden Aemtern 

im Durchschnitt pro Haushaltung genügend Lebensmittel gelagert waren, um alle Einwohner 1-2 

Monate über das nächste Erntedatum hinaus versorgen zu können, zeigen die demographischen 

Kennziffern deutliche Krisensymptome. Zieht man hier eine erste Bilanz, so gilt es festzuhalten, 

dass diese Krise nicht in erster Linie das Ergebnis des an die Grenzen der naturräumlichen Trag­

fähigkeit gestossenen Bevölkerungswachstums war. Vielmehr legen unsere Untersuchungen nahe, 

dass damals die 'soziale Tragfähigkeit' der Gesellschaft der beiden Aemter überschritten wurde. 

Die über die Agrarmodernisierung möglich gewordene Erweiterung des Nahrungsmittelspielraums 

war mit einer zunehmenden Individualisierung der Wirtschaftsweise verbunden, was zum ersten 

eine Verschärfung der sozialen Differenzierung und zum zweiten einen Abbau sozialer Pufferungs­

mechanismen nach sich zog. Diese These lässt sich gerade an der je spezifischen Ausprägung der 

damaligen Krisenszenarien beider Aemter konkretisieren. So war das soziale Puff erungssystem im 

Amt Büren - im wesentlichen personalrechtlicher Zugang zum Gemeingut und ein grosses Armen­

gut - von der Agrarmodernisierung weit weniger beeinträchtigt worden als jenes im Amt Konol­

fingen mit seinen Rechtsamegemeinden und einer auf Teilen beruhenden Armenversorgung. 

Dementsprechend nahm sich die marginalisierte Bevölkerung in Konolfingen weit zahlreicher aus 

und war darüber hinaus auch sozial weniger gut abgesichert als in Büren. 

Diese unterschiedliche Ausprägung der sozialen Tragfähigkeit beider Aemter drückte sich im de­

mographischen Krisenjahrzehnt 1846-55 darin aus, dass diese crise larvee im Amt Konolfingen 

zum ersten früher einsetzte und dann auch ein viel drastischeres Ausmass erreichte als im Amt 

Büren. Die grössere soziale Tragfähigkeit des Amtes Büren vermochte die Krise dort zwar nicht zu 

verhindern, aber doch merklich zu dämpfen, oder anders gesagt, sie vermochte die sozialen Kosten 

des Modernisierungsprozesses wenigstens zu begrenzen. Generell gilt aber, dass die mit der Agrar­

modernisierung verbundene Individualisierung der Wirtschaftsweise das traditionelle soziale Siche­

rungsnetz mehr und mehr aus den Angeln hob, ohne dass es der Gesellschaft bis zu diesem Zeit­

punkt gelungen war, einen entsprechenden Ersatz zu schaffen: die untersten sozialen Schichten 

hatten den Preis dafür zu zahlen. 

Beide Untersuchungen werden zu Dissertationen ausgebaut. 

Walter Frey 

Wiesenstrasse 71 

3014 Bern 
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Regula Hadorn 

PRESSEFREIHEIT UND AUSSENPOLITIK IN DER ZWISCHENKRIEGSZEIT. ASPEKTE 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. W. Hofer 

Während des Ersten und des Zweiten Weltkrieges schränkte die Schweiz die Pressefreiheit ein. Es 

war eine der Massnahmen, die sie ergriff, um die Aufrechterhaltung ihrer Sicherheit zu gewährlei­

sten. Die vorliegende Arbeit ging der Frage nach, ob das Parlament und der Bundesrat auch in der 

Zwischenkriegszeit aus aussenpolitischen Gründen die Pressefreiheit beschnitten. 

Die Arbeitsgrundlage bildeten vor allem die im Bundesarchiv aufbewahrten Akten des Eidgenössi­

schen Justiz- und Polizeidepartements, des Eidgenössischen Politischen Departements, einige Dos­

siers aus den Akten der Bundesanwaltschaft sowie die Protokolle der Bundesratssitzungen und der 

National- und Ständeratssitzungen. 

In einem ersten Teil untersucht die Arbeit die rechtlichen Grundlagen für eine Einschränkung der 

Pressefreiheit aus aussenpolitischen Gründen in Nichtkriegszeiten. Die Verfassungsgrundlage blieb 

während der Zwischenkriegszeit dieselbe. Hingegen veränderte sich die Auslegung der entspre­

chenden Verfassungsartikel. Im Februar 1934 gab das Bundesgericht seine bisherige strenge Praxis 

in der Auslegung des Verbots von Präventivmassnahmen gegenüber der Presse preis, und mit Be­

schluss vom 26. März 1934 setzte der Bundesrat die Anwendung administrativer Massnahmen gegen 

Presseerzeugnisse aus aussenpolitischen Gründen in Nichtkriegszeiten und seine alleinige Zustän­

digkeit in dieser Frage durch. Dieser Bundesratsbeschluss gab dem Bundesrat eine Art Blankovoll­

macht in Sachen Pressepolitik, denn die "besonders schweren Ausschreitungen" der Presse, die im 

schlimmsten Fall ein auf bestimmte Zeit - die Zeitdauer wurde nicht festgelegt! - begrenztes Er­

scheinungsverbot des betreff enden Presseorgans zur Folge haben konnten, wurden nicht definiert. 

Mit einem Bundesratsbeschluss vom 27. Mai 1938 kam die zweifelhafte Verfügung hinzu, dass 

Propagandamaterial, das geeignet sei, die Neutralität zu gefährden, eingezogen werden könne. Ein 

weiterer Bundesratsbeschluss (vom 5. Dezember 1938) zählte eine Reihe möglicher "Pressevergehen" 

auf und verschärfte die Strafbestimmungen. 

Der zweite und ausführlichste Teil der Arbeit befasst sich mit den Massnahmen, die der Bundesrat 

während der Zwischenkriegszeit aus aussenpolitischen Gründen gegen Presseerzeugnisse ergriff. Als 

wichtiges Ergebnis der Untersuchungen hält die Arbeit fest, dass der Vorsteher des Eidgenössi­

schen Politischen Departements, Bundesrat Motta, seit 1924 immer wieder administrative Massnah­

men gegen Presseerzeugnisse zum Schutz der auswärtigen Beziehungen der Schweiz forderte und 

verschiedentlich auch im Gesamtbundesrat durchsetzte, obwohl sowohl die Bundesanwaltschaft als 

auch der Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements, Bundesrat Häberlin, bis 

ins Jahr 1933 die Ansicht vertraten, dass solche Massnahmen zum gegebenen Zeitpunkt verfas­

sungswidrig seien, da keine "kritischen Zeiten" herrschten. Beschwerden des faschistischen Italien 

beim Politischen Departement über die Schreibweise der Schweizer Zeitungen hatten Motta dazu 

veranlasst. 

Vor dem Hintergrund des Pressekonflikts, der seit der Machtübernahme Hitlers zwischen Deutsch­

land und der Schweiz eingesetzt hatte, fasste der Bundesrat den Pressebeschluss vom 26. März 
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1934. Nach dem Erlass dieses Beschlusses setzten die Presseverbände beim Bundesrat die Einset­

zung einer konsultativen Pressekommission durch, wie sie zur Zeit des Ersten Weltkrieges bestan­

den hat. Diese konnte sich nur zu den administrativen Massnahmen gegen Zeitungen, nicht aber zu 

solchen gegen Broschüren und Bücher äussern. Die Untersuchungen ergaben, dass der Bundesrat in 

praktisch allen Fällen den Vorschlägen der Kommission folgte. Aehnlich scheint sich der Bundesrat 

gegenüber Gutachten der Bundesanwaltschaft verhalten zu haben. Es ist offenbar dem ausseror­

dentlich grossen Einfluss der Kommission, der hinter ihr stehenden Presseverbände und der Hal­

tung der Bundesanwaltschaft zu verdanken, dass die diesbezüglichen Bestimmungen sehr restriktiv 

ausgelegt wurden. 

Die Massnahmen, die während der Zwischenkriegszeit aus aussenpolitischen Gründen gegen die 

Presse ergriffen wurden, dürfen nicht überschätzt werden. Tatsächlich wurden nur Zeitungen ver­

warnt oder verboten, die Artikel mit Beleidigungen oder Beschimpfungen gegen fremde Staats­

oberhäupter oder Gesandte publiziert hatten, ein Vergehen, das ein fremder Staat seit der Einfüh­

rung des Bundesstrafrechtes von 1853 einklagen konnte, falls er der Schweiz das Gegenrecht ge­

währte. Während der Zwischenkriegszeit verbot der Bundesrat zweimal eine Zeitung aus aussenpo­

litischen Gründen. 

Gegen Broschüren wurden eher Massnahmen ergriffen. Die Kriterien für ein Vorgehen gingen aus 

den zugänglichen Akten nicht eindeutig hervor. 

Für die Zeit vor dem 27. Mai 1938 ist nur ein Buchverbot belegt. Es betraf den "Neuen Deutschen 

Krieg" von Helmuth Klotz. Die bedeutenden Publikationen von Konrad Heiden und die "Revolu­

tion des Nihilismus" von Hermann Rauschning konnten in der Schweiz verlegt werden. 

Ein dritter Teil der Arbeit setzt sich mit dem Verhältnis der Schweizer Presse zum Ausland aus­

einander. Da zu diesem Thema bereits verschiedene Arbeiten vorlagen, beschränken sich die Aus­

führungen auf das Beispiel des Zeitungs- und Zeitschriftenverkehrs zwischen Deutschland und der 

Schweiz 1933 - 1939. 

Der vierte und letzte Teil der Arbeit ist der Haltung des Parlaments, der Verbände und Parteien 

gewidmet. Im Parlament stellten nur 35 sozialdemokratische Nationalräte, angeführt vom Journali­

sten Ernst Nobs, die Frage nach der Verfassungsmässigkeit des Bundesratsbeschlusses vom 26. März 

1934. Die Pressepolitik des Bundesrates blieb bis 1939 unbestritten. Erst das Verbot der "Schweizer 

Zeitung am Sonntag", einer rein schweizerischen Zeitung, das am 5. Juni 1939 verhängt wurde, lö­

ste im Nationalrat Unbehagen aus. Es wurde die Frage aufgeworfen, ob Massnahmen gegen die 

Presse nicht besser in jedem Fall von einem Gericht beurteilt werden sollten. 
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Peter Hilfiker 

DIE SCHWEIZ UND DER EUROPARAT 1949 - 1963 
Aspekte eines aussenpolitischen Entscheidungsprozesses 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. W. Hafer 

Am 5. Mai 1949 unterzeichneten zehn europäische Staaten in London die Satzungen des Europa­

rates. Ein Jahr später waren bereits vierzehn Staaten Mitglieder des Strassburger Rates. Ganze elf 

Jahre verstrichen, bis sich der Schweizerische Bundesrat durchringen konnte, der Entsendung par­

lamentarischer Beobachter nach Strassburg zuzustimmen, und erst vierzehn Jahre nach der Grün­

dung trat die Schweiz dem Europarat als Vollmitglied bei. Neutralitätspolitische Gründe, so hiess es 

zehn Jahre lang offiziell, hinderten die Schweiz an einem Beitritt. Worauf aber war denn die 

scheinbar abrupte Wende in der Haltung des Bundesrates gegenüber Strassburg Anfang der sechzi­

ger Jahre zurückzuführen? Hatte sich die Neutralitätspolitik der Landesregierung gelockert, oder 

hatte sich der Europarat, wie dies der Bundesrat 1962 behauptete, derart gewandelt, dass einem 

Beitritt der Schweiz auch neutralitätspolitisch nichts mehr entgegenstand? Gab es hinter den 

"Kulissen" des Eidg. Polit. Departements (EPD) in den fünfziger Jahren andere, möglicherweise 

gewichtigere Motive, um dem Europarat fernzubleiben? Welche Rolle spielte die Bundesversamm­

lung beim Annäherungsprozess zwischen Bern und Strassburg? Stand der Beitritt etwa im Zusam­

menhang mit dem 1961 erfolgten Rücktritt Bundesrat Petitpierres und der Uebernahme des EPD 

durch Bundesrat Wahlen? Diese Fragen versuche ich in meiner Arbeit zu beantworten. 

Mit dem Verhältnis der Schweiz zum Europarat hat sich bereits Rudolf Wyder in seiner Disserta­

tion "Die Schweiz und der Europarat 1949 - 1971" auseinandergesetzt. Während sich Wyder fast 

ausschliesslich auf öffentliche Quellen beschränkte, stütze ich mich in erster Linie auf die ein­

schlägigen Quellen des Schweizerischen Bundesarchives, die mir über die gesetzliche Sperrfrist 

hinaus zugänglich gemacht worden sind (v.a. Bestände des EPD und des Eidg. Volkswirtschafts 

Departements (EVD) sowie die Handakten Petitpierres). Anhand dieser Quellen versuche ich, die 

verschiedenen Motive der bundesrätlichen Haltung gegenüber dem Europarat herauszuarbeiten und 

zu gewichten. Letzlich soll damit der Gang eines aussenpolitischen Entscheidungsprozesses sichtbar 

gemacht werden. Dass die Analyse dieses Entscheidungsprozesses gerade im Hinblick auf die 

künftige Politik der Schweiz gegenüber der EG aktuell und aufschlussreich sein könnte, scheint das 

Interesse zu bestätigen, welches das Eidg. Departement für Auswärtige Angelegenheiten (EDA) 

meiner Arbeit entgegengebracht hat. 

Zu den wichtigsten Ergebnissen: 

Der Schwerpunkt der Motive des Bundesrates für die Ablehnung eines Beitritts zum Europarat 

verlagerte sich im Verlauf der fünfziger Jahre: in den ersten Jahren nach der Gründung waren vor 

allem neutralitätspolitische Gründe ausschlaggebend. Im EPD befürchtete man, die neue Institution 

könnte über die ihr gesetzten Grenzen hinausgreifen (z.B. bei der Behandlung militärischer Fragen, 

was 1950 tatsächlich der Fall war). Eine nicht geringe Rolle bei den neutralitätspolitischen Ueber­

legungen der Landesregierung spielte die Angst, durch einen Beitritt zum Europarat die nach dem 

Zweiten Weltkrieg mit Mühe hergestellten diplomatischen Beziehungen zur Sowjetunion zu gefähr­

den. 

Mitte der fünfziger Jahre wurde mehr und mehr die negative Beurteilung des Strassburger Rates 

durch das EPD (mangelnde Effizienz, Bedeutungslosigkeit für die europäische Integration) zum 
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wesentlichen Faktor für die ablehnende Haltung. Auffallend dabei: die departementsinterne Beur­

teilung des Europarates fällt um einiges negativer aus, als die entsprechenden.öffentlichen Verlaut­

barungen des Bundesrates. Ab 1957 kamen taktische Gründe dazu. Angesichts der ungewissen 

Entwicklung der europäischen Integration wollte Bundesrat Petitpierre die Frage des Beitritts vor­

derhand offen lassen. Insbesondere wartete man im EPD die Ergebnisse der Verhandlungen über 

die Grosse Freihandelszone ab, von der man sich eine nachhaltige Veränderung der integrationspo­

litischen Perspektiven erhoffte. Der in der Oeffentlichkeit immer im Zentrum stehende neutrali­

tätspolitische Aspekt wurde in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre immer mehr zum Vorwand 

für die Zurückhaltung des Bundesrates gegenüber Strassburg. Die schweizerische Neutralitätspolitik 

trug je länger je mehr Züge einer "neutralite d'attente" (Daniel Frei). Ein wichtiger Grund für die 

Zurückhaltung des Bundesrates gegenüber Strassburg waren auch die wiederholten Versuche des 

Europarates, die OECE gleichsam seiner parlamentarischen Kontrolle zu unterstellen, was der Bun­

desrat jeweils kategorisch ablehnte. Die Entsendung parlamentarischer Beobachter nach Strassburg, 

so warnte das EPD verschiedentlich, könne den Eindruck erwecken, die Schweiz billige damit die 

Politik des Europarates gegenüber der OECE. Schliesslich war die Haltung Petitpierres und seiner 

Mitarbeiter gegenüber dem Europarat von allem Anfang an von einem tiefen Misstrauen gegenüber 

der neuen Form der parlamentarischen Aussenpolitik geprägt. Durch das Vordringen von Parla­

mentariern in das Gebiet der internationalen Politik sah der Bundesrat sein Primat in der Führung 

der Aussenpolitik bedroht. Erst das Scheitern der Grossen Freihandelszone Ende 1958, die Grün­

dung der EFTA 1959 und damit die drohende wirtschaftliche Spaltung Westeuropas sowie die Um­

wandlung der europäischen OECE in die (um die USA und Kanada erweiterte) atlantische OECD 

1960 brachten den Bundesrat dazu, dem Drängen schweizerischer Parlamentarier nachzugeben und 

der Entsendung von Beobachtern (1960) und schliesslich dem Vollbeitritt (1963) zuzustimmen. Da 

die Strassburger Organisation 1960 zur einzigen rein europäischen Organisation avanciert war und 

so eine gewisse Klammerfunkdon zwischen der EWG und der EFTA zu erfüllen begann, wurde sie 

auch für die Schweiz als Diskussionsplattform für Fragen der wirtschaftlichen Integration interes­

sant. 

Nicht bestätigt hat sich die Vermutung Wyders, der Beitritt der Schweiz habe mit dem Wechsel an 

der Spitze des EPD zusammengehangen. Noch bevor der Europarat im Frühjahr 1959 seine Einla­

dung an die Schweiz beschloss, hatte Petitpierre selbst die Entsendung parlamentarischer Beobach­

ter nach Strassburg ins Auge gefasst. Kurz vor seinem Rücktritt 1961 liess er durchblicken, dass 

sich ein Vollbeitritt in absehbarer Zeit aufdrängen würde. Sein Nachfolger, Bundesrat Wahlen, ge­

riet seinerseits unverhofft zwischen zwei Fronten: die vehement drängende Beobachterdelegation 

einerseits und die von einem Beitritt abratenden leitenden Beamten des EPD andererseits. Wahlen 

setzte sich schliesslich, dem Druck der Parlamentarier weichend, über die Bedenken seiner konser­

vativen Beamtenschaft hinweg und leitete in geradezu unhelvetischem Tempo den Vollbeitritt der 

Schweiz in die Wege. 
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Peter Hug 

GESCHICHTE DER ATOMTECHNOLOGIEENTWICKLUNG IN DER SCHWEIZ 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. B. Mesmer 

Die zentrale Fragestellung dieser Lizentiatsarbeit lautet, wie Projekte zur Entwicklung von 

Grosstechnologie in die Wege geleitet und durch welche Faktoren sie gesteuert werden. Durch die 

sozialgeschichtliche Aufarbeitung der Atomtechnologieentwicklung in der Schweiz, dem bisher 

grössten staatlichen Technologieförderungsprojekt dieses Landes, können insbesondere auch 

nichtintendierte Folgen und strukturelle Defizite zur Kontrolle solcher Grossprojekte aufgezeigt 

werden. Durch den Beizug von Konzepten aus der (rüstungs-)ökonomischen Wachstumstheorie, der 

Techniksoziologie, der Friedensforschung und der Wissenschaftstheorie wird versucht, über eine 

rein deskriptive Rekonstruktion der Vergangenheit hinaus zu plausiblen Erklärungen gesellschaft­

licher Prozesse zu gelangen, welche mit der Entwicklung der Atomtechnologie verbunden waren. 

Angesichts der bei zeitgeschichtlichen Studien üblichen ungeheuren Vermehrung von aufeinander 

bezogenen gesellschaftlichen Akteuren und Rahmenbedingungen erfolgt eine Verlängerung von 

Wirkungsketten, welche mit einer unreflektierten "Zweck-Mittel-Rationalität" nicht erfasst werden 

kann. Insbesondere darf die Absicht, welche hinter einer Handlung steht, nicht mir ihrer Wirkung 

gleichgesetzt werden. Durch den Beizug des luhmann'schen "zweckfreien Funktionsbegriffs" wird 

deshalb versucht, von den die Handlungen begleitenden Intentionen zu abstrahieren und den Blick 

auf die funktionale Interdependenz von Vorgängen und auf die strukturellen Entsprechungen 

zwischen unterschiedlichen Ereignisketten und Entwicklungslinien zu lenken. Es wurden 

insbesondere Quellen aus dem Bundesarchiv, dem historischen Archiv des Eidg. Instituts für 

Reaktorforschung (EIR) in Würenlingen und technische Zeitschriften herangezogen. 

Es konnte gezeigt werden, dass die Atomtechnologieentwicklung in der Schweiz bis Ende 1986 

einen Kostenaufwand von rund 3,5 Milliarden Franken erforderte, an den die Privatwirtschaft 

höchstens 100 Millionen Franken beigesteuert hat. Der Versuch, in der Schweiz einen eigenen 

Natururan-Reaktor zu entwickeln, scheiterte völlig. Auch andere Reaktorkonzepte, an welchen bis 

heute geforscht wird, zeitigten bisher keine brauchbaren Resultate. Die Reaktorentwicklung als 

solche trug wenig zu Produktivitätssteigerungen in der Wirtschaft bei. 

Die Entwicklung der Atomtechnologie wurde während des 2. Weltkrieges überwiegend aus militä­

rischen Motiven sowie einem nationalen Prestigebedarf in Gang gesetzt. Das Ziel, die Option für 

eine schweizerische Atombombe aufzubauen, wurde nicht aufgrund einer entsprechenden Bedro­

hungssituation definiert. Die Entwicklung der Atomtechnologie wurde weitgehend innengeleitet in 

Gang gesetzt. Es kam zu einer militärisch-wissenschaftlichen Allianz, welche sich durch Macht­

überschuss und Blockbildung kennzeichnete. Das Ziel, eine militärische atomare Option aufzu­

bauen, konnte technisch Mitte der 60er Jahre weitgehend erreicht werden und wurde seither auf­

rechterhalten. Auch politisch und in der Militärdoktrin wurde diese Option bis heute offengelassen. 

Bedingt durch veränderte internationale Rahmenbedingungen riss 1954 die Industrie vorübergehend 

die Initiative zur Entwicklung der Atomtechnologie an sich. Die industrielle Phase war jedoch en­

gen Restriktionen unterworfen. Es bestand keine Erfahrung in einer breiten Firmenkooperation zur 
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Technologieentwicklung. Auch trugen US-amerikanische Störmanöver und die penetrante Zurück­

haltung der Basler Chemie zum Scheitern der kooperativen Eigenentwicklung -eines Reaktors in der 

Schweiz bei. 

Indem dem Bund in der Technologieförderung ein strukturpolitisches Instrumentarium vorenthalten 

wurde, bildete sich ein chaotisches Regelsystem zur politischen Steuerung der Atomtechnologieent­

wicklung heraus. Der verspätete, teilweise im Zusammenhang mit der Förderung der Atomfor­

schung erfolgte Aufbau forschungspolitischer Lenkungsinstanzen trug das seine zum unkoordinier­

ten und wildwüchsigen Aufbau von Grossforschungszentren bei. Indem das Forschungsmanagement 

weitgehend der Selbstverwaltung der Leistungsnehmer überlassen blieb, konnte der überpro­

portionale Mitteleinsatz in der Atomphysik nicht mehr abgebaut werden. 

Der Staat wurde immer wieder auf kommerziell uninteressante Linien der Atomtechnologieent­

wicklung verwiesen. Es wurde eine wissenschaftlich-technologische Spirale in Gang gesetzt, welche 

es der Industrie ermöglichte, an öffentliche Forschungsmittel heranzukommen, ohne Kompetenzen 

in der Technologiesteuerung an den Staat abgeben zu müssen. Langfristig erweist sich jedoch diese 

Form von Industriepolitik als eine sehr kostspielige und volkswirtschaftlich wenig funktionale 

Organisation öffentlicher Technologieförderung. 

Die gewaltigen Risiken, welche die Nutzung der Atomenergie für die Gesellschaft und Umwelt 

birgt, wurden von Anfang an klar erkannt. Es bestanden jedoch im Stadium der reinen Atomtech­

nologieentwicklung keine Verfahren, welche es den Betroffenen einer zukünftigen Nutzung der 

Atomenergien ermöglicht hätten, ihre Interessen zu artikulieren und Einfluss auf die Entscheid­

findung zu nehmen. 

Die Elektrizitätswirtschaft als einzige potentielle zivile Nachfragerin nach Reaktortechnologie im 

Inland blieb (abgesehen von einer kurzen Episode im Jahre 1957) bis 1964 an der Entwicklung der 

Atomtechnologie völlig desinteressiert. Der Ausbau der Wasserkräfte hatte absolute Priorität. Be­

dingt durch eine Verengung des Kapital- und Baumarktes wurde jedoch anfang der 60er Jahre der 

Umstieg auf thermische Kraftwerkbauten ins Auge gefasst. Dass 1964 der überraschende und 

überstürzt gefällte Entscheid kam, anstelle ölthermischer Kraftwerke amerikanische Leichtwasser­

reaktoren ab Stange einzukaufen, geht allerdings auf politische Ursachen zurück. 

Das Vorhandensein einer nuklearen wissenschaftlich-technisch-bürokratischen Infrastruktur, wel­

che vorausgehend im Zusammenhang mit militärischen und neomerkantilistischen Motiven auf ge­

baut worden war, stellte eine notwendige Voraussetzung für den Bau von Atomkraftwerken auslän­

discher Herkunft dar (Externalisierung von Kosten). Gleichzeitig musste damit jedoch die Hoff­

nung auf einen zivilen Inlandmarkt für schweizerische Reaktortechnologie auf gegeben werden. Das 

Ausbleiben von Synergieeffekten durch eine gemeinsame militärische und zivile Nachfrage nach 

derselben Linie der Reaktoreigenentwicklung bildete schliesslich auch - abgesehen vom internatio­

nalen politischen Umfeld - eine entscheidende Restriktion für den Bombenbau im industriellen 

Massstab. Sulzer stieg 1967 als letzte Firma aus dem Projekt einer Reaktoreigenentwicklung in der 

Schweiz aus. 

Zusammen mit dem Rückzug der Industrie kam 1965/67 die Rede von den 'Reaktorgenerationen' 

auf, womit eine Perpetuierung der als Starthilfe konzipierten Förderung sogenannt zukünftiger 
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Reaktorkonzepte der 'zweiten' und 'dritten' Generation erreicht werden konnte. Diese wie auch die 

immer stärker anwendungsorientierte 'Grundlagenforschung' haben funktional gesehen auf nukle­

artechnischern Gebiet kaum einen anderen Nutzeffekt denn auf militärischem Gebiet. Die welt­

weite atomare Aufrüstung erscheint so in erster Linie als innengeleiteter Prozess überdeterminierter 

Systeme, welche mit den herkömmlichen Mitteln des politischen Systems demokratisch kaum mehr 

gesteuert und kontrolliert werden können. Sie konnotieren jedoch eng mit den Prestigebedürfnissen 

der an Frontforschung interessierten Wissenschaft. 

Während Jahrzehnten war die Atomtechnologie nicht viel mehr als eine höchst kostspielige Speku­

lation, welche weitreichende gesellschaftliche Konzepte miteinschloss. Die Kluft zum kaum sicht­

baren konkreten Nutzen der Atomtechnologieentwicklung wurde mit dem Mythos des Atomzeital­

ters überbrückt. Er verhalf auch den Atomwissenschaftlern zur Illusion eines 'positiven' Gegenbil­

des zur öffentlich vorherrschenden Einsicht, dass es sich bei der Atomforschung in erster Linie um 

eine Kriegswissenschaft handle. Indern die Antiatomwaff enbewegung der SOer und 60er Jahre dem 

Mythos des 'friedlichen' Atoms erlag, verzögerte sich eine grundsätzliche Opposition gegen die 

Entwicklung der Atomtechnologie bis in die Gegenwart hinein, da die Atomenergiegegner in zwei 

Stränge auf gespalten wurden, welche je nur die militärische oder die 'zivile' Nutzung der Atom­

technologie thematisierten. 
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Christian Iseli 

LEBENSLÄUFE JAHRGANG 41 
Sozialisation, Wertorientierung und biographische Handlungsmuster bei Vertreterinnen 

und Vertretern der Generation 1941/42 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. B. Mesmer 

Meine Arbeit ist als Experiment in Randgebieten der neueren Sozialgeschichte, der Soziologie und 

der historischen Pädagogik anzusiedeln. Sie befasst sich im wesentlichen mit 28 Lebensläufen von 

Menschen, die in den Kriegsjahren geboren wurden, ihre Jugend in der zukunftseuphorischen 

Hochkonjunktur verbrachten und heute dem Höhepunkt ihrer Karriere entgegenstreben. Aufgrund 

von Interviewaussagen habe ich versucht, ein trendmässiges Bild der Kriegskindergeneration zu 

entwerfen. Dabei interessierte mich vor· allem die gemeinsame Wertorientierung während der Er­

ziehung, eventuelle spätere Umorientierungen der anerzogenen Werte sowie gemeinsame Biogra­

phie- u�d Karrieremuster. 

Als Quellen standen mir einerseits 28 standardisierte Interviews der 1941/42er-Geburtskohorte zur 

Verfügung. Ich hatte die Mitglieder eines Maturitätsjahrganges am Gymnasium Burgdorf ausge­

wählt und so eine relativ homogene Auswahl erhalten. Sie rekrutierte sich aus der Mittel- und 

oberen Mittelschicht eines ländlichen Gebietes (das Einzugsgebiet des Gymnasiums Burgdorf um­

fasste damals den gesamten Raum Emmental/Oberaargau). Mit zwölf der ehemaligen Gym­

nasiastinnen und Gymnasiasten führte ich narrative Tief eninterviews nach der Methode der Oral 

History durch, die zwischen anderthalb und vier Stunden dauerten. Um das gesellschaftliche Um­

feld während der Sozialisationsphase besser beurteilen zu können, zog ich zudem noch schriftliche 

Quellen hinzu und untersuchte Jugend- und Elternzeitschriften, Ratgeberliteratur sowie Aufklä­

rungsschriften aus der Zeit der fünfziger Jahre. 

In einem ersten Hauptteil meiner Arbeit konzentrierte ich mich auf die Sozialisation und Werte­

vermittlung im Umfeld der fünfziger Jahre. Aufgrund der schriftlichen Quellen (Eltern- und Ju­

gendzeitschriften, Ratgeberliteratur etc.) versuchte ich zunächst den ideologischen Hintergrund des 

Umfeldes, in welchem die Probandinnen und Probanden erzogen wurden, herauszuarbeiten. Diesen 

stellte ich den konkreten Erfahrungsberichten der Probandinnen und Probanden gegenüber. 

Es zeigte sich, dass die Mitglieder der Kriegskindergeneration die Kindheit und Jugend in einem 

vorwiegend wohlbehüteten und harmonisch umsorgten Klima verbrachten, das sich im wesentlichen 

an den bürgerlichen Erziehungsidealen des 19. Jahrhunderts orientierte. Autorität, Ehrfurcht vor 

den Eltern, Gehorsam, Arbeitsamkeit, Disziplin und Bescheidenheit erhielten grosses Gewicht. Die 

geschlechtsspezifische Rollenzuschreibung war noch sehr ausgeprägt. Innere Strukturierung, beglei­

tet von einem entsprechenden Angstapparat, stellte einen wesentlichen Bestandteil der Erziehung 

dar; für Mädchen mehr als für Knaben, für beide vor allem im Sexualbereich. Neben diesen betont 

traditionellen Elementen erlebte die 41/42er-Generation eine Welt des wachsenden Fortschrittes 

und des steigenden Wohlstandes. Sie orientierte sich an den Helden der Zeit: Den Ingenieuren, 

Testpiloten, Aerzten und Wissenschaftern vorwiegend amerikanischer Provenienz. Aufgrund dieser 

Erfahrungen in der Prägungsphase wuchs eine Jugend heran, die zur Zeit ihrer Maturität idealty­

pisch gesehen mehrheitlich als angepasst, brav und unkritisch beschrieben werden kann. Eine Ju-
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gend, die aber als feste Grundwerte den Glauben an den Fortschritt und an das Wachstum in sich 

trug. 

Die weiteren hauptsächlichen Fragestellungen der Arbeit betreffen die biographischen Handlungs­

muster und die politische Orientierung der Kriegskindergeneration. Deren Mitglieder wuchsen in 

eine Zeit hinein, in der ihnen beruflich gesehen alles offen stand. Es herrschte Arbeitskräfteman­

gel, Stellen waren problemlos schnell gefunden und auch schnell gewechselt. Die 41/42-er konnten 

hingehen und einsteigtm wie kaum eine Generation vor und nach ihnen. Sie taten dies auch und 

machten sich an die Verwirklichung ihrer Lebens- und Berufspläne, die gemäss ihrer traditionell 

ausgerichteten Sozialisation eine möglichst erfolgreiche Besetzung aller Statusbereiche beinhalteten. 

Die Männer wurden Ingenieure und Offiziere, die Frauen wählten in erster Priorität die soziale 

Komponente des wissenschaftlichen Spektrums und studierten Medizin oder schlugen andere uni­

versitäre oder parauniversitäre Ausbildungen im sozialen, fraulichen und künstlerischen Bereich 

ein. Spätestens drei Jahre nach Studienabschluss heirateten die Mitglieder der Kriegskindergenera­

tion. Für die Frauen brachte dies schliesslich die starke Reduktion oder die Aufgabe ihrer Be­

rufstätigkeit mit sich. Gegenüber den in den sechziger Jahren durch den starken sozio-ökonomi­

schen Wandel ausgelösten Widersprüchlichkeiten und Verunsicherungen, die in der 68er-Bewegung 

zur Formulierung von alternativen Gesellschafts- und Lebensmodellen führten, blieben die 41/42er 

grösstenteils immun. Ihr Beharrungsvermögen lässt sich so erklären, dass ihre Grundwerte des Po­

sitivismus und des Fortschritts ungebrochen blieben. 

In der Lebensphase der beruflichen und familiären Etablierung erlebten die Mitglieder der "stillen 

Generation" mit dem Einsetzen der Rezession, der erneuten Arbeitslosigkeit und den lebensbedro­

henden Umweltzerstörungen einen Wandel, der ihre Grundwerte des Fortschritts erschütterte und 

sie in ihrer bisherigen Haltung verunsicherte. Dies führte zu einem erhöhten politischen Interesse 

und zu einer Oeffnung in Richtung grün-ökologischer und postmaterialistischer Wertpräferenzen. 

Direkte politische Aktivität und Engagiertheit ist jedoch kaum zu verspüren. Die 4 l / 42er bleiben 

zurückgezogen auf den Privatbereich. 

Aufgrund der schmalen Datenbasis sind die Resultate meiner Arbeit mit Vorsicht zu geniessen. 

Zwei Vorbehalte müssen beachtet werden: 

J. Die Aussagen sind trendmässig und idealtypisch zu verstehen. Sie beziehen sich immer auf die

bei einer Mehrheit oder einem Grossteil der 28 Probandinnen und Probanden vorgefundenen

gemeinsamen Verhaltensweisen und Verhältnisse.

2. Der Aussagewert ist nur dann - mit entsprechenden Vorsicht - auf ein erweitertes Generations­

bild ausdehnbar, wenn einerseits der Elitecharakter (Hochschulausbildung, Herkunft primär aus

oberer Mittelklasse) Und andererseits die ländlich-kleinstädtische Herkunft (Emmental-Oberaar­

gau) mitberücksichtigt werden.
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Daniel Kaeser 

DIE WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG DER GEMEINDE HASLE BEI BURGDORF IM 

19. JAHRHUNDERT - EIN BEITRAG ZUR MODERNISIERUNG IM EMMENTAL

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. B. Mesmer 

Wie die wirtschaftliche Modernisierung von Hasle bei Burgdorf im letzten Jahrhundert verlief, in 

welchen Wechselbeziehungen mit dem demografischen Wachstum sie stand, und wie sie sich auf die 

sozialen Verhältnisse auswirkte, das zu zeigen, war das Ziel der Lizentiatsarbeit. Die Untersuchung 

wurde vorgenommen anhand eines Schnittes in der Helvetik, der Regeneration sowie der sog. 

Gründerzeit. Sie stützt sich hauptsächlich auf Quellenmaterial aus dem Staatsarchiv Bern und dem 

Gemeindearchiv von Haste. 

In der Landwirtschaft umfasste die Modernisierung einerseits die Ablösung der Feudalstrukturen 

(wie Bodenzinse und Zehnten, während die Allmenden bereits früher geteilt worden waren), an­

dererseits verschiedene Innovationen, aus denen schliesslich eine erhebliche Steigerung der Produk­

tion resultierte. Der Getreidebau ging im Laufe der ersten Jahrhunderthälfte zurück, wurde dann 

aber im Zuge der vermehrten Mechanisierung bis zur "Kornkrise" in den achtziger Jahren erneut 

gefördert. Einen starken Aufschwung nahm während des ganzen Jahrhunderts der Anbau von 

Kartoffeln. Die dank neuer Kleegrasarten und höherem Düngeranfall aus der Sommerstallhaltung 

des Viehs erzielte Intensivierung des Futteranbaues ermöglichte eine erhebliche Steigerung von 

Viehzucht und Milchproduktion. In der Mitte der dreissiger Jahre folgte - unterstützt durch Ge­

werbler - auch die Aufnahme der Käsefabrikation. Der endgültige Uebergang zur marktorientier­

ten Produktion brachte den Bauern zwar bisweilen beträchtliche Gewinne ein, hatte aber auch eine 

stärkere Krisenabhängigkeit sowie eine steigende Verschuldung zur Folge. 

Im gewerblichen Sektor, der bis weit ins 19. Jahrhundert durch Mischerwerb geprägt war, nahm zu 

Beginn des Jahrhunderts das protoindustrielle Textilgewerbe noch eine bedeutende Stellung ein, 

verlor aber bis in die vierziger Jahre infolge der Verdrängung durch die billigere Baumwolle stark 

an Gewicht. Innovationsversuche ·wie die Herstellung von leinenem Damast auf Jacquardwebstühlen 

mussten nach anfänglichen Erfolgen bald wieder aufgegeben werden, da die Umstellung auf 

Baumwolle nicht vollzogen wurde. Einen Aufschwung erlebte das Textilgewerbe erst wieder wäh­

rend der Gründerzeit durch eine Hemden- und eine Hutfabrik sowie eine Buntweberei. Das übrige 

Gewerbe nahm im Zuge der wirtschaftlichen Liberalisierung vor allem in den dreissiger und vier­

ziger Jahren einen erheblichen Aufschwung. Dabei verzeichneten jene Sparten, die eng mit der 

Landwirtschaft verbunden waren oder im privaten Bereich neue Konsumbedürfnisse zu befriedigen 

hatten, den deutlichsten Zuwachs. Bis zur Gründerzeit mussten viele neuentstandene Betriebe aller­

dings wieder auf gegeben werden; dabei wechselten die meisten Gewerbler in eines oder mehrere 

neue Metiers. So entstanden neben den neuen Textilbetrieben in den sechziger und siebziger Jahren 

unter anderem eine Parkett- und eine Tabakfabrik sowie eine Spielkartendruckerei, die mehr­

heitlich auch die Wirtschaftskrise in den achtziger Jahren überlebten. Dass diese Betriebe im Un­

terschied zu jenen aus der Regeneration längerfristig Bestand hatten, lag zu einem guten Teil 

daran, dass ihre Inhaber sich besseres fachliches und vor allem auch besseres kaufmännisches 

Know-how angeeignet (oder entsprechendes Personal "eingekauft") hatten, dass sie vermehrt indu­

strielle Produktionsmethoden anwendeten und - dank den Banken - über genügend Fremdkapital 

verfügten. 
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Im Dienstleistungssektor stieg der Bedarf an entsprechenden Tätigkeiten zunächst nur geringfügig 

an. verzeichnete dann aber mit der Errichtung neuer, grösserer Gewerbebetriebe, dem Anschluss 

an das Eisenbahnnetz sowie dem Ausbau der Kommunikationsverbindungen von den achtziger 

Jahren an einen deutlichen Zuwachs. 

Dass die Bevölkerungszahl von Hasle zwischen 1798 und 1900 um 50 Prozent von 1600 auf 2400 

Einwohner stieg, ist zu einem wesentlichen Teil auf diesen wirtschaftlichen Wandel zurückzufüh­

ren. So hatte die mit der Umgestaltung und Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion ver­

bundene Verbesserung der Ernährungssituation in guten Versorgungsjahren einen deutlichen Rück­

gang der Mortalität zur Folge. so dass sich der Geburtenüberschuss (trotz ebenfalls leicht sinkender 

Natalität) stets auf einem vergleichsweise hohen Niveau bewegte. Dabei blieben allerdings eigent­

liche Subsistenzkrisen erst in der zweiten Jahrhunderthälfte aufgrund der steigenden Zufuhr von 

billigen Nahrungsmitteln gänzlich aus. Mit den ökonomischen Veränderungen stieg der Bedarf an 

Arbeitskräften. Allerdings musste stets ein kleinerer oder grösserer Teil des Geburtenüberschusses 

abwandern. Während die Landwirtschaft aufgrund der Förderung der arbeitsextensiven Viehzucht 

und Milchwirtschaft sowie später der wachsenden Mechanisierung einen relativen und die protoin­

dustrielle Textilindustrie sogar einen absoluten Rückgang an Arbeitsmöglichkeiten verzeichneten, 

vermochte das Gewerbe, und zwar selbst während des deutlichen Aufschwungs in der Regeneration 

und der Gründerzeit, abgesehen von wenigen Jahren stets nur einen Teil der benötigten Ar­

beitsplätze zur Verfügung zu stellen. Mitte der fünfziger Jahre, wo eine Wirtschaftskrise mit einer 

Subsistenz- und Epidemiekrise zusammenfiel, sowie während der "grossen Depression" der 

achtziger und neunziger Jahre war die Beschäftigungslage sogar derart prekär. dass die 

Abwanderungsrate den Geburtenüberschuss überstieg und die Bevölkerung absolut zurückging. 

Mit der wirtschaftlichen Entwicklung veränderte sich auch die Sozialstruktur der Bevölkerung. 

Eine Verbesserung ihrer sozialen Position erreichten während des ganzen Jahrhunderts vor allem 

die grösseren Bauern, die nicht nur an der Käseproduktion beteiligt, sondern zum Teil auch im 

Gewerbe tätig waren. sowie jene Gewerbler, die stets rechtzeitig diversifizierten und zu eigentli­

chen Fabrikanten aufstiegen. Die Kleinbauern und Kleinhandwerker dagegen gerieten wirtschaft­

lich eher stärker unter Druck und schafften einen sozialen Aufstieg kaum. Ebenfalls nur am Rande 

profitierten die unselbständig Erwerbenden, die als "Manövriermasse" während der zahlreichen 

Krisen vielfach ohne Beschäftigung waren. Fand in der ersten Jahrhunderthälfte eine stärkere so­

ziale Differenzierung statt. so besserte sich zwar die soziale Lage in der zweiten Jahrhunderthälfte, 

doch befanden sich nach wie vor rund drei Viertel der Einwohner in einer "mittelmässigen" bis 

"schlechten" und lediglich ein Viertel in einer "guten" bis "sehr guten" wirtschaftlichen Situation. 
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Alfred Kuert 

"DA DAS GELD NUN EINMAL DER GROSSE NERV IST ... " 

Langenthal vor 200 Jahren oder die Lebensverhältnisse in einem 
bernischen Marktort des 18. Jahrhunderts 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. B. Mesmer 

Dass sich der Oberaargau im 18. Jahrhundert vor allem wirtschaftsgeschichtlich von anderen Re­

gionen des Kantons Bern unterscheidet, ist bekannt und in der Literatur entsprechend erwähnt. 

Von protoindustrieller Leinwandherstellung ist da die Rede und auch vom bedeutenden Handelsort 

Langenthal. Doch wer eingehendere Studien dazu sucht, wird dies vergeblich tun. Grund genug, 

sich mit der Geschichte des damaligen Handelszentrums für die bernische Leinwand zu beschäfti­

gen. Im Vordergrund des Interesses standen vor allem die Lebensverhältnisse in einer protoindu­

strialisierten Dorfgesellschaft des 18. Jahrhunderts. 

Die Quellenlage erwies sich als äusserst günstig: Dank einem 1766 angelegten Haushaltsverzeichnis 

liess sich die Bevölkerung (mit Ausnahme der Dienstboten) nahezu vollständig nach Wohnort, Al­

ter, Zivilstand und häufig auch Beruf erfassen. Andere Quellen wie Verzeichnisse über Landbesitz 

(I 766, 1780, I 802, 1805), Armenrödel oder Berufstabellen (1798) konnten dank dem Haushaltver­

zeichnis, das mit Daten aus den Kirchen- und Burgerrödeln bis um 1800 ergänzt wurde, den ent­

sprechenden Familien zugeordnet werden. Auf diese Weise entstand ein detaillierter Einblick in die 

Wohn-, Berufs- und Besitzverhältnisse der Langenthaler Haushaltsvorstände. Ein weiteres Ziel der 

Arbeit war, die Verwaltungsaufgaben und -strukturen der Gemeinde näher zu untersuchen. Zu 

diesem Zweck wurden die Protokolle der Gemeindeversammlungen wie auch der sogenannten Vor­

gesetzten quantitativ ausgewertet. 

"Weil der Madliger und seine Frau noch starken Leibs sind und arbeiten und verdienen können, so 

trette der Gemeinderat nicht ein - ihne den Hauszins zu versprechen." Das Schicksal des als Blei­

cherknecht arbeitenden Madliger ist eines von vielen, wahllos herausgegriffen und doch typisch. 

Sein Vater, ebenfalls Bleicher, besass um 1800 neben einem Hausteil noch gegen 2 Jucharten Land. 

Er gehörte damit zu jener Mehrheit (60%) der verheirateten Männer, die noch über einen kleinen 

landwirtschaftlichen Betrieb verfügten, der zwar keineswegs eine Selbstversorgung garantierte, je­

doch ausreichte, um in normalen Zeiten zusammen mit Zweit- oder Drittbeschäftigungen das 

Ueberleben zu sichern. Nach dem Tod von Vater Madliger hatte Sohn Johannes allerdings das 

Nachsehen: sein jüngerer Bruder erbte Hausanteil und Land. Johannes schlug sich zusammen mit 

seiner Frau, die als Wäscherin arbeitete, als "Kurzwaaren-Händler", Landarbeiter und Bleicherei­

knecht durch, solange, bis ihm ein "prästhaftes Bein" dies verunmöglichte, und er so auf die Un­

terstützung der Gemeinde angewiesen gewesen wäre. 

Madliger war kein Einzelfall. Schon um 1800 besassen 25% der Bevölkerung weder Haus noch 

Land. In Zeiten allgemeiner Versorgungskrisen waren sie es, die als erste Hilfe benötigten. Immer­

hin ist erstaunlich, wie wenig sich die beiden grossen Krisen von 1770/71 und 1816/17 auf die 

Sterblichkeit der Langenthaler Bevölkerung ausgewirkt hatten. Dies ist möglicherweise ein Hinweis 

auf die relativ gute Versorgungslage des Marktortes, der auch der ärmeren einheimischen Bevöl­

kerung immer wieder Arbeitsmöglichkeiten bot. 
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Die Bedeutung Langenthals als Marktort findet ihren Niederschlag in der Berufsstruktur: Nur ge­

rade noch ein Fünf tel der männlichen Bevölkerung im Alter von über 20 Jahren war 1798 in der 

Landwirtschaft tätig, der weitaus grösste Teil von ihnen als mehr oder weniger besitzlose Landar­

beiter. Rund drei Fünftel dagegen trieben ein Handwerk, wobei mit Gesamtanteilen von jeweils 

über 4% die Schneider (6,8%), Bleicher (6,1%), Weber (6,1%), Pfister (5,0%) und Schuster 

(4,3%) die Schwerpunkte bilden. Alle übrigen Berufe, also weitere 20%, Hessen sich dem 

Dienstleistungssektor zuordnen. 

15% der Haushaltungsvorstände verfügten über 65% des auf Langenthaler Gemeindegebiet be­

wirtschafteten Landes. Die meisten von ihnen, die über einen sogenannten Selbstversorgungsbetrieb 

verfügten, waren Handwerker, Aerzte, Wirte und Handelsmänner. Der Anteil der "Landbauern" 

und "Landmänner", wie die Bauern im Bürgerregister von 1798 genannt wurden, betrug unter den 

"Selbstversorgern" nur gerade noch 27%. Diese kleine Schicht von Selbstversorgern besetzte im 18. 

Jahrhundert auch die Aemter. Chorrichter, Grichtsässen, Ammann und Vierer stammten aus­

schliesslich aus ihren Kreisen. Sie verwalteten das Gemeinde-, Armen- und Kirchengut, sie sassen 

in Chor- und Waysengericht, bestimmten, wem eine Unterstützung durch die Gemeinde zustehe, 

wählten die Lehrer ... Kurz, sie "hielten alles in ihren Händen" (J.R. Meyer). Die Gemeindever­

sammlungen, deren Zahl gegen Ende des 18. Jahrhunderts deutlich zunahm - ihren Höhepunkt er­

reichten sie während der Helvetik - dienten neben der Bestätigung und den Neuwahlen von Vor­

gesetzten vor allem der Legitimation
, 

von Entscheiden der Gemeindebehörden und der Obrigkeit. 

Dies eine Tendenz, die sich 1817 mit der Einführung eines "Gemeindeausschusses", einer Art gros­

ser Gemeinderat, noch verstärkte. Für das frühe 19. Jahrhundert liess sich auch eine weitere Ver­

änderung feststellen. Die Aemter wurden vom Besitz losgelöst und auch für die nicht haupterbbe­

rechtigten Söhne der ehemaligen Ehrbarkeit zugänglich. Auf diese Weise wurde der Mittelstand 

erstmals in die Verantwortung miteinbezogen und erhielt so ein wichtiges Uebungsfeld für die 

Mitarbeit in der späteren demokratischen Gesellschaft. 
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Peter Leuenberger 

ARMENNOT UND ARMENVERWALTUNG IM AMT SCHWARZENBURG, 1830-1860 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. U. Im Hof 

Die Frage "Armut und Pauperismus" wird wieder als Grundproblem der kapitalistischen Ge­

sellschaftsentwicklung erkannt, nachdem diese Problematik gerade auch für schweizerische Ver­

hältnisse als verschwunden oder überwunden verstanden und lediglich in relevanter Weise noch im 

Massenelend der Dritten Welt fortbestehend betrachtet worden ist. In der Perspektive der Re­

Aktualisierung von sozialer Verelendung befasst sich die Lizentiatsarbeit mit Erscheinungsformen 

der Armennot in einem ländlichen Randgebiet - dem bernischen Amtsbezirk Schwarzenburg - zur 

Zeit der Industrialisierung. 

Die Arbeit gliedert sich in die folgenden sieben Abschnitte: 

1. Einleitend wird anhand der Analyse von Margarete-Tjaden Steinhauer (Die verwaltete Armut,

Hamburg 1985) eine begriffliche Konzeption des Untersuchungsgegenstandes vermittelt, die sich

aus der Formationsentstehung und -entwicklung des Kapitalismus in Westeuropa herleiten lässt.

Beachtet wird darin insbesondere die Rolle des Staates für die Sicherung der Klassenherrschaft

und die damit zusammenhängende Herausbildung des sozialen Sicherungssystems auf der

Grundlage der einsetzenden und sich als Prozess stabilisierenden Kapitalakkumulation. Für ein

historisches Verständnis kommt der um die Mitte des 19. Jahrhunderts voll entwickelten

Bedeutungsverallgemeinerung des Begriffspaars Armut/Pauperismus und dessen innerer Diff e­

renzierung Schlüsselfunktion zu: Armut in der Lohnabhängigkeit als allgemeiner Existenz­

bedingung im Sinne der Existenzunsicherheit schlägt um in akute Existenznot - Pauperismus -,

wenn der Verkauf der Ware Arbeitskraft als Voraussetzung und Bedingung der Reproduktion

des Lohnarbeiters und seiner Familie dahinfällt.

2. Die Lage der verarmten Bevölkerung im Kanton Bern und die Armenpolitik und -verwaltung

der Regierung, welche in mehreren Anläufen in die Reformgesetzgebung von 1857 führte, wer­

den knapp umrissen. In einem Exkurs wird anhand des Werks von Johann Jakob Vogt auch auf

eine der zahlreichen zeitgenössischen theoretischen Abhandlungen zur Armenfrage eingegangen.

3. Eine historisch-statistische Beschreibung des Amtsbezirks Schwarzenburg wird aufgrund der in

der Datenbank BERNHIST .zusammengestellten Daten gegeben. Die Auswertung dieser Meta­

Quelle ersetzt gewissermassen die für das Amt Schwarzenburg fehlende zeitgenössische

historisch-statistische Abhandlung. Aufschlussreich ist insbesondere der Befund wonach die

1846 produzierten Lebensmittel und die vorhandenen Vorräte nicht einmal im Durchschnitt den

Bedarf der Bevölkerung zu decken vermochten, was für die Unterschichten verbreiteten Mangel

nahelegt.

4. Die Entwicklung des Armenwesens als Zweig der öffentlichen Verwaltung wird seit der vor­

reformatorischen Zeit und seine Prägung durch die bernisch-freiburgische Gemeinherrschaft

nachgezeichnet. Interessant ist die Rolle der Zuteilung von Allmendland als noch vorwiegender

Form der naturalwirtschaftlichen Unterstützung. Aber die Nutzung von herrschaftlichem
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Produktionsmitteleigentum reichte auf die Dauer nicht aus. Formen der direkten und 

individualisierenden Unterstützung nahmen zu. 

5. Die Aufzeichnungen von Pfarrer Roschi, dem Gründer der 1825 gegründeten Amtserspar­

niskasse, dokumentieren die Teuerungskrise von 1816/ 17 und die obrigkeitlichen Hilfsmass­

nahmen. Die Gemeinden hatten infolge privater und öffentlicher Verschuldung die Folgen der

Krise kaum überwunden, als das Elend in den Hungerjahren 1846/47 erneut akute Formen und

Ausmasse erreichte. Neben der Verteilung von Lebensmitteln und dem Unterhalt von Suppen­

küchen wurden diesmal auch zeitweise Spinnanstalten betrieben, um die Arbeitslosen zu be­

schäftigen.

6. In den 50er Jahren griff die Regierung direkt in die Führung der Gemeindeverwaltungen ein,

deren Finanzhaushalte zerrüttet waren. Etliche zu Untersuchungen beauftragte Kommissäre

produzierten ein dichtes Quellenmaterial in Form ausführlicher Berichte über die vorgefundenen

Zustände. Aufschlussreich sind auch die damals erstellten Reglemente zur Verkostgeldung und

sonstigen Verpflegung von Kindern. Eine Untersuchung stammt vom bekannten Armen­

kommissär und -literaten Johann Jakob Vogt.

7. Dieser bereitete das ausserordentliche Armenkommissariat von Kissling vor, der 1856 - 1858 die

Armenverwaltung der Gemeinden wieder in geordnete Bahnen lenkte. Aufgrund seiner Ein­

sichten entwickelte er auch Vorschläge für längerfristig wirksame Reformen. Neben Erzie­

hungsmassnahmen und der Umsiedlung der Allmendbewohner schlug er Investitionen im

Strassenbau, in Meliorationen und mehreren Industriezweigen (Seide, Zündhölzchen, Wand­

uhren, Weberei, Drainageröhren) vor. Obschon die erwünschten Industrien kaum Fuss fassten,

bildete Kisslings intensive Ordnungstätigkeit die Grundlage für die weitere Administration des

Amtsbezirks. Die Teilung der schlecht erschlossenen Gemeinde Guggisberg in zwei Teile

Guggisberg und Rüschegg - im Jahr 1860 wurde von ihm vorbereitet und eingeleitet.

Im Anhang finden sich die demographischen und agrarstatistischen Daten aus der Datenbank 

BERNHIST sowie graphische Darstellungen. 
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Heinrich Maurer 

DIE SCHWEIZ UND WESTDEUTSCHLAND 1945 - 1952 

Aspekte der Beziehungen zweier Nachbarn in den ersten Nachkriegsjahren 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. W. Hofer 

Die Beziehungen der Schweiz zu ihrem nördlichen Nachbarn in der ersten Nachkriegszeit sind aus 

zwei Gründen aussergewöhnlich: 

- Deutschland unterstand alliierter Besatzungsherrschaft und hatte keine eigenständige Regierung.

- Erst 1952 wurden volle diplomatische Beziehungen zwischen der Schweiz und der BRD herge­

stellt.

Ab 1944 geriet die Schweiz wegen ihren Wirtschaftsbeziehungen zu Nazi-Deutschland unter zu­

nehmenden Druck der Alliierten. In der unconditional-surrender-Mentalität hatten die traditionell 

engen Wirtschaftskontakte der Schweiz zu Deutschland keinen Platz mehr. Um gegen Kriegsende 

nicht völlig ins Abseits gedrängt zu werden, machte die Schweiz Konzessionen an die Siegerkoali­

tion: Die privaten deutschen Vermögen wurden gesperrt, der deutsch-schweizerische Handel sank 

fast auf den Nullpunkt. 

Unter diesen Umständen fasste der Bundesrat am 8. Mai 1945 einen Beschluss, der wegweisend 

werden sollte für die schweizerischen Beziehungen zu Deutschland in den ersten Nachkriegsjahren. 

Die Schweiz war nicht bereit, die alliierten Besatzungsherren als Rechtsnachfolger des Deutschen 

Reiches anzuerkennen. Damit sollte den erwarteten alliierten Forderungen ein Riegel vorgeschoben 

werden. Am deutlichsten wird diese Haltung in den geschaffenen Deutschen Interessenvertretungen 

in der Schweiz sichtbar. Treuhänderisch wurden die deutschen Reichsvermögen in der Schweiz 

übernommen und für die grosse deutsche Kolonie ein konsularischer Dienst aufgezogen. In keinem 

anderen Land war man bereit, die deutschen Interessen so rigoros vor dem alliierten Zugriff zu 

schützen. 

Es wäre allerdings zu kurz gegriffen, wollte man das alliierte Vorgehen als reine Machtpolitik hin­

stellen, gegen das sich die Schweiz unter Berufung aufs Völkerrecht gewehrt habe. Die Verhältnisse 

im besiegten und besetzten Deutschland waren einzigartig und sprengten den Rahmen des bisheri­

gen Völkerrechts. Der Rechtsberater im Eidg. Polit. Departement, Bindschedler, hatte dies früher 

als andere erkannt. Er war es auch, der immer wieder vor nicht beabsichtigten völkerrechtlichen 

Konsequenzen im Verkehr mit den Besatzungsmächten in Deutschland warnte. Eine Anerkennung 

der Alliierten als Rechtsnachfolger hätte das Tor für alliierte Ansprüche im deutschen Namen weit 

geöffnet. Für Bindschedler wäre dies nur dann in Frage gekommen, wenn die Siegermächte auch 

die deutschen Passiven übernommen hätten. 

Die Alliierten waren natürlich nie bereit, für deutsche Verpflichtungen im Ausland aufzukommen. 

Sie förderten einseitig die deutschen Aktiven heraus. Mit dem Washingtoner Abkommen von 1946 

war ihnen der grösste Einbruch in den schweizerischen Verteidigungswall gelungen: Die Schweizer 

mussten zur Enteignung der privaten deutschen Guthaben Hand bjeten, konnten aber immerhin 
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eine Entschädigung für die betroffenen Deutschen erreichen. Weitere Versuche der Siegermächte, 

in den Besitz von deutschen Auslandwerten zu gelangen, konnte die Schweiz dagegen erfolgreicher 

abwehren. Mit einer pragmatischen Politik gewährte sie kleine praktische Zugeständnisse, wies aber 

Forderungen wie die Herausgabe des deutschen Reichsvermögens oder den freien Zugang zu deut­

schen Gebäuden zurück. 

Die Beziehungen zu den Besatzungsmächten waren durch solche Forderungen getrübt und verliefen 

auch sonst in aussergewöhnlichen Bahnen. Die Schweiz besass bei seinem wichtigen Nachbarn nur 

konsularische Vertretungen, eine angestrebte diplomatische Mission beim Alliierten Kontrollrat er­

reichte sie trotz grosser Bemühungen nicht. Damit waren auch die Handelsbeziehungen zu 

Deutschland erschwert. Der deutsch-schweizerische Handel stagnierte in den ersten Nachkriegs­

jahren auf tiefem Niveau. Dies war nicht nur auf die desolate wirtschaftliche Lage in Deutschland 

zurückzuführen, sondern auch auf die alliierte Aussenwirtschaftspolitik, die sich besonders für die 

Schweiz nachteilig auswirkte. Die Schweizer nahmen daher Liberalisierungsbestrebungen, die vor 

allem von westdeutscher Seite ausgingen, mit grossem Interesse auf. Im August 1949 konnte nach 

einer vorangegangenen Krise ein Handelsabkommen mit Westdeutschland unterzeichnet werden, das 

den Weg zur Rolle der BRD als wichtigster Handelspartner der Schweiz ebnete. 

Angesichts der Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen entschloss man sich in Bern ohne grosse 

Skrupel für die Akkreditierung einer diplomatischen Mission bei der Hohen Kommission der west­

lichen Alliierten, um so mehr, als man darin kein Präjudiz für eine Anerkennung der Bundesrepu­

blik sah. Trotzdem konnte auch in der Schweiz nicht übersehen werden, dass die These von der 

Einheit Deutschlands immer mehr eine Fiktion wurde. Der schweizerische Vorsatz, nichts zu un­

ternehmen, was zu einer Spaltung Deutschlands beitragen könnte, geriet in zunehmenden Wider­

spruch zu den politischen Verhältnissen in Deutschland und, zu den bedeutenden schweizerischen 

Interessen in der BRD. 

Im Juni 1950 wurde - allerdings erst nach schweizerischem Zögern und bundesdeutschem Drängen 

- ein erster Schritt in Richtung Anerkennung der Machtverhältnisse in Deutschland gemacht. Der

Bundesrepublik wurde eine konsularische Vertretung zugestanden; ein erster Entscheid für den di­

rekten Nachbarn und gegen die DDR. Den entscheidenden Durchbruch, der schliesslich zur Aner­

kennung der BRD führte, brachte die Zusicherung Adenauers, die Bundesrepublik werde soweit 

möglich die Rechtsnachfolge für das Deutsche Reichs antreten. Am 16. März 1951, nur wenige 

Tage nachdem die BRD dazu berechtigt worden war, nahm die Schweiz diplomatische Beziehungen 

zu ihr auf. 

Um die nicht unbedeutenden Interessen in der DDR nicht einfach fallenzulassen, hielt die Schweiz 

nach wie vor an der Auffassung von der Einheit Deutschlands fest. Theoretisch wollte die Schweiz 

die BRD nicht als Staat, sondern nur als Regierung anerkannt haben, doch realiter hatte sie sich 

für die BRD als Staat und damit gegen die DDR ausgesprochen. Den Alleinvertretungsanspruch der 

Bundesrepublik teilte man zwar nicht, ihm widersprechen wollte Bern aber auch nicht. Nicht zu­

letzt deshalb, weil im Jahre 1952 wichtige Verhandlungen mit dem Nachbarn im Norden aufge­

nommen wurden: Die Schweiz erhielt dabei einen massgebenden Teil der Clearingmilliarde 

(schweizerische Guthaben aus dem Clearingverkehr mit dem Deutschen Reich während des Zwei­

ten Weltkriegs) zurück und war im Gegenzug gerne bereit, auf ihren Liquidationsanteil am 

Washingtoner Abkommen zu verzichten. Dieses Abkommen wurde schliesslich nach Jahren erbit­

terter Auseinandersetzungen mit den Westalliierten nicht durchgeführt, sondern durch andere Ver-
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einbarungen abgelöst. Die Schweiz war damit das einzige Land, in dem Deutsche ihrer Guthaben 

nicht verlustig gingen. Ein beträchtliches Hindernis für normale und ungetrübte Beziehungen zwi­

schen der Schweiz und der BRD war damit aus dem Weg geräumt worden. 

Die Arbeit stützt sich vorwiegend auf Bestände des Politischen Departements aus dem Schweizeri­

schen Bundesarchiv. 
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Peter Moser 

DIE ORGANISATION BÄUERLICHER INTERESSEN IN CONNACHT 1936 - 1951 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. B. Mesmer 

In dieser Lizentiatsarbeit wird nach den Zusammenhängen zwischen der bäuerlichen Wirtschafts­

weise und dem politischen Verhalten der Bauern im Westen Irlands in den 1930/1940er Jahren ge­

fragt. Es ist eine an theoretischen Erkenntnissen orientierte Fragestellung, die den materiellen und 

ideologischen Ursachen und Motiven der Politisierung breiter bäuerlicher Schichten nachgeht. 

Nicht der spezifisch bäuerliche Beitrag zur gesamtgesellschaftlichen Entwicklung steht dabei im 

Vordergrund des Erkenntnisinteresses, sondern die Rezeption dieses Prozesses durch die bäuerliche 

Bevölkerung. 

In einem ersten einleitenden Teil wird die Fragestellung erläutert und ein Ueberblick über die 

theoretischen Ansätze geboten, von denen her bäuerliches Wirtschaften und Handeln während der 

Industrialisierung analysiert werden kann: der Modernisierungsansatz, das marxistische Konzept 

und die an Cajanov orientierte Theorie der bäuerlichen Betriebslogik - welcher bei der Untersu­

chung weitgehend verfolgt wird. Im zweiten Teil wird die demographische Entwicklung in den 

"Congested Districts" in Westirland und ihr Zusammenhang mit der Bodenverteilung und der klein­

und mittelbäuerlichen Arbeitsorganisation dargestellt. Die Viehhaltung war, obschon auch Getreide 

und Kartoffeln für den Eigenbedarf angebaut wurden, der wichtigste Einkommensfaktor. An 

dieser Wirtschaftsreform partizipierten jedoch die rund 20% Kleinbetriebe weniger als die 

mittleren (ca. 70%) und grossen (ca. 10%) Bauern. Die landwirtschaftliche Konjunktur, die staat­

lichen Landverteilungsaktionen und die Viehpreise wirkten sich nicht für alle drei bäuerlichen 

Schichten gleich aus. Der eigentliche Hauptteil der Arbeit ist diesen Organisationen und ihrer Ein­

ordnung ins politische Spektrum gewidmet. 

Nach einer synoptischen Darstellung der Rolle der Bauern in den unterschiedlichen Entwicklungs­

konzepten werden im ersten Teil die charakteristischen Merkmale und strukturellen Unterschiede 

innerhalb der bäuerlichen Wirtschaft in den 1930/40er Jahren analysiert, und die Veränderungen 

die bis anfangs der fünfziger Jahre stattgefunden haben. Der zweite Teil der Arbeit stellt die 

schichtspezifisch unterschiedlichen Verhaltensweisen der politisch aktiven Bevölkerung dar. 

Für den ersten Teil der Arbeit bildeten die ausführlichen Agrarstatistiken die wichtigste Grund­

lage. Die Manuskriptsammlungen in der National Library und im State Paper Office erlaubten eine 

weitgehende Rekonstruktion der Entscheidungsmechanismen und des Ausmasses der staatlichen 

Landreform. Für die Darstellung des politischen Verhaltens der Bauern wurden die Lokalzeitungen 

und die Dailprotokolle systematisch ausgewertet. 

Die eigenständige, weitgehend soziologisch bedingte, nicht vom "Entwicklungsland" abhängige 

bäuerliche Wirtschaftsweise der Klein- und Mittelbauern hat - wie schon am Ende des 19. Jahr­

hunderts - dazu geführt, dass ein ausgeprägtes politisches Bewusstsein und ein hoher Organi­

sationsgrad von den Bauern nicht in eine dem bürgerlichen Staat adäquate Interessenvertretung 

umgesetzt wurde. 

Ausdruck der Politisierung dieser für Connacht typischen Bauern war die Bewegung Clann na 

Talmhan (sprich: Taluun), die mit ihrer widersprüchlichen entwicklungspolitischen Haltung einen 
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Platz zwischen den die staatlichen Eigentumsordnung radikal bekämpf enden Kleinstbauern und 

Landlosen und den die bürgerliche Modernisierung fördernden Grossbauern einnahm. Clann na 

Talmhan hat einerseits die spezifischen Interessen der westlichen Klein- und Mittelbauern vertre­

ten, andererseits in Ansätzen - beispielsweise in der Landfrage - auch entwicklungspolitische 

Alternativkonzepte entwickelt. 

Die Marktintegration allein genügte offensichtlich nicht, um den Status, die Sicherheit und die 

Ideologie der kleinbäuerlichen Gesellschaft in Connacht - im Gegensatz zu den übrigen Gebieten 

im Süden und Osten Irlands - zu untergraben. Zwar hat auch die irische Form der Modernisierung 

in der Provinz Connacht einen sozialen Zerstörungsprozess gefördert, gleichzeitig wurde diese Ent­

wicklung aber - nicht zuletzt aufgrund der bäuerlichen Aktivitäten - mit Massnahmen wie der 

Landreform zumindest partiell durchbrochen. 

Erst die sich überlagernden Einflüsse des Weltmarktes, der Agrarpolitik des bürgerlich-grossbäuer­

lich dominierten Staates sowie die innerfamiliären Auflösungstendenzen in den Familienwirtschaf­

ten haben die Klein- und Mittelbauern in den 40er Jahren zu jenen - ihre eigenen Wirtschafts­

weise zerstörenden Betriebsumstellungen veranlasst, die aus den bäuerlichen Familienbetrieben in­

dividuelle Viehzüchter machten, die auf ihren immer zu kleinen Betrieben jetzt als landwirtschaft­

liche Unternehmer das gewannen, was sie als Arbeiter verloren. 

Die Bewegung Clann na Talmhan war der kollektiv organisierte Versuch der Klein- und Mittel­

bauern in Connacht, ihr Verschwinden als Klasse - oder eben gerade als Nicht-Klasse, wie Gri­

gnon 1 betont - zu verhindern.

Es ist vorgesehen, den Ursachen und Auswirkungen dieses komplexen Auflösungsprozesses weiter 

nachzugehen. 

Peter Moser 
Gänsemooshubel 

3150 Schwarzenburg 

1 Claude Grignon, Le paysan inclassable, in: Actes de la recherche eo sciences sociales Nr. 4, Paris

1975 
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Gabi Neuhaus 

NIDAU - 650 JAHRE WANDLUNG 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. B. Mesmer 

Ich verfasste meine Arbeit im Auftrag der Einwohner- und der Burgergemeinde Nidau; sie ist 

anlässlich des Jubiläums "650 Jahre Nidau - 600 Jahre Nidau bei Bern" in Buchform erschienen. 

Mit einer solchen Auftragsarbeit waren für mich verschiedene Ansprüche verbunden: Ein Ju­

biläumsbuch sollte allgemein verständlich und ansprechend zu lesen sein. Ich musste auch davon 

ausgehen, dass kaum jemand das Buch in einem Zug durchlesen würde, sondern dass es von den 

meisten Lesenden vor allem durchgeblättert und bruchstückweise zur Kenntnis genommen wird. 

Trotzdem sollte es wissenschaftlich erarbeitete historische Erkenntnisse enthalten, gestützt auf das 

reichhaltige, kaum erschlossene Quellenmaterial in den Gemeindearchiven von Nidau. Das Ziel 

meiner Arbeit wäre, bei den Bewohnern und Bewohnerinnen von Nidau, die zu einem grossen Teil 

neu Hinzugezogene sind, das Interesse für zusammenhänge und Entwicklungen in ihrer nächsten 

Umgebung zu wecken. 

Meine Ortsgeschichte von Nidau sollte einen Längsschnitt durch die Entwicklung der letzten 650 

Jahre geben, gleichzeitig beinhaltet sie einen Querschnitt durch die unterschiedlichen Themen­

gebiete, die das Leben in einer Gemeinde ausmachen. Diese Breite und Vielfalt des zu behandeln­

den Stoffs hat zur Folge, dass vieles nur am Rande angesprochen oder an einem Beispiel aufgezeigt 

werden kann, dessen weitere Bearbeitung und nähere Erforschung sich lohnen würde. 

Um den verschiedenen Problemkreisen besser gerecht werden zu können, habe ich die Arbeit nach 

thematischen Schwerpunkten statt nach einem chronologischen Ablauf gegliedert. Damit die 

verschiedenen Ereignisse und Abläufe trotzdem in eine zeitliche Relation zueinander gebracht wer­

den können, stellte ich an den Schluss der Arbeit eine chronologisch gegliederte Zeittafel. 

Für die ältere Stadtgeschichte bis zur Reformation standen mir die Werke von Paul Aeschbacher 

(Die Grafen von Nidau und ihre Erben / Stadt und Landvogtei Nidau) zur Verfügung. Das 

Schwergewicht meiner eigenen Forschungsarbeit legte ich ins 19. und 20. Jahrhundert. Dabei 

stützte ich mich vor allem auf das Quellenmaterial der Burgergemeinde Nidau; ab Mitte des 19. 

Jahrhunderts auf die Bestände der Einwohnergemeinde. Angaben zur neueren Geschichte Nidaus 

entnahm ich zu einem grossen Teil auch Zeitungsartikeln und Gesprächen mit Gemeindebeamten 

und Privatpersonen. 

Während der letzten 150 Jahre veränderten Fortschrittsglaube und Wachstum das Gesicht der Stadt 

Nidau (und der ganzen Region) und das Leben der Menschen grundlegend. Rasant war die 

Entwicklung vor allem im 20. Jahrhundert. Noch in der Zwischenkriegszeit war Nidau eine Klein­

stadt, in der jeder jeden kannte. - Während der l 930er Jahre, aber vor allem nach dem zweiten 

Weltkrieg, setzte eine rege Bautätigkeit ein, die nicht nur das äussere Bild der Stadt veränderte, 

sondern auch schwerwiegende Folgen für das gesellschaftliche Leben in Nidau hatte. In der Zeit

zwischen 1950 und 1975 entstanden 2215 neue Wohnungen ... 
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Die Entwicklung von der ganzheitlichen Stadt hin zur Vororts- und Schlafgemeinde ist noch immer 

in Gang: Jährlich verschwinden Arbeitsplätze; Kleinbetriebe gehen ein, Unternehmen, die 

expandieren wollen, wandern weg, weil ihnen Nidau kein Bauland mehr zur Verfügung stellen 

kann. Mit fast 8000 Einwohnern in über 3500 Wohnungen, auf einer Gemeindefläche von 154 

Hektaren, gehört Nidau heute zu den am dichtesten besiedelten Ortschaften der Schweiz. 

Während kurzer Zeit war Nidau Zentrum progressiver politischer Strömungen gewesen: Der erste 

Berner Bundesrat, Ulrich Ochsenbein, kam aus Nidau. Zur gleichen politischen Bewegung, die zur 

l 846er Verfassung im Kanton Bern und zur Bundesverfassung von 1848 führte, sind zwei weitere

wichtige Politiker zu zählen, die aus Nidau stammten: Johann Rudolf Schneider, Initiant der 

Juragewässerkorrektion) und Alexander Ludwig Funk (letzter Tagsatzungspräsident). 

Im Gegensatz zum 19. und zum Anfang des 20. Jahrhunderts (damals hatte Nidau eine "rote 

Regierung") ist die politische Landschaft in Nidau heute als träge und eher konservativ zu bezeich­

nen. Seit der Zwischenkriegszeit konnten die bürgerlichen Parteien in Nidau ihre Position ständig 

ausbauen, seit rund zwanzig Jahren weisen Stadt- und Gemeinderat eine solide bürgerliche Mehr­

heit auf. 

Wachstum hiess während Jahrzehnten das Schlagwort, neue steuerkräftige Betriebe wurden nach 

Nidau geholt, das gesamte Gemeindegebiet überbaut. Bis vor nicht allzu langer Zeit hielt diese 

Euphorie an, noch anfangs der l 970er Jahre sprach man von l 3'000 Einwohnern nach dem 

Endausbau von Nidau. Mit den negativen Erfahrungen im Weidteilequartier (Integrationsschwierig­

keiten ins Gemeindeleben, soziale Probleme, fehlende Parkplätze und Kinderspielplätze) und der 

Wirtschaftskrise von 1973 wurde man sich dann auch der Kehrseiten des "Fortschritts" bewusst. 

Heute bilden die Probleme mit dem Privatverkehr sowie Umweltfragen Kernpunkte der Nidauer 

Politik. 
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Regula Stämpfli 

DIE SCHWEIZ UND CHINA 1945 - 1950 

Eine Fallstudie zur Schweizerischen Aussen- und Aussenwirtschaftspolitik 

in der unmittelbaren Nachkriegszeit 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. W. Hofer 

Diese Lizentiatsarbeit widmet sich dem Thema der schweizerischen Aussen- und Anerkennungs­

politik in der Nachkriegszeit sowie der Entwicklung der bilateralen Kontakte zwischen der Schweiz 

und China. Während es zu den wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Schweiz und China 

bereits mehrere Publikationen gibt, wird die Entwicklung der diplomatisch-politischen 

Beziehungen mit dem Höhepunkt der Anerkennung der eben gegründeten Volksrepublik erstmals 

in einem wissenschaftlichen Rahmen dargestellt. Dabei werden ebenfalls erstmalig die 

entsprechenden Quellenbestände des Eidg. Polit. Departements und teilweise auch des Eidg. 

Volkswirtschaftsdepartements herangezogen und ausgewertet. Weiteres ungedrucktes Material fand 

sich im Archiv für Zeitgeschichte der ETH, insbesondere der Nachlass des damaligen Präsidenten 

des Vororts, Heinrich Hornberger. Dazu kommen gedruckte amtliche Berichte und 

Quellensammlungen sowie Zeitungen und andere Periodika und schliesslich eine bereits recht 

ansehnliche Literatur zur schweizerischen Aussen- und Aussenwirtschaftspolitik in der 

Nachkriegszeit, zur Geschichte der chinesischen Aussenpolitik und zu den bilateralen Beziehungen 

zwischen den beiden Ländern. 

Die Arbeit befasst sich mit dem Thema Schweiz-China von 1945 bis 1950. Dieser rein chrono­

logisch bestimmte Arbeitstitel beinhaltete vielschichtige Problemkreise. In diesen fünf Jahren 

spielten die ideologische Konfrontation, die Polarisierung im wirtschaftlichen und politischen 

Bereich im Zuge des Kalten Krieges eine wichtige Rolle. Dabei galt es, die Reaktionen der 

schweizerischen Behörden in einer internationalen Krisensituation aufzuzeigen und festzustellen, 

inwieweit sich solche internationalen Probleme auf bilaterale Beziehungen auswirken konnten. Die 

Resultate der Nachforschungen im Bundesarchiv können wie folgt zusammengefasst werden: 

1. Die schweizerischen Vertreter in China berichteten dem EPD sehr kompetent und ausführlich

über die dortigen, die ganze Welt bewegenden Vorgänge und lieferten dadurch dem Bundesrat eine 

gute Handlungsgrundlage, um über eine eventuelle Anerkennung der Volksrepublik zu entscheiden. 

2. Die Einschätzungen sowohl der Kuomintang wie der chinesischen KP waren realistisch, was für

die Beurteilung der Lage in der Zentrale in Bern von entscheidender Bedeutung war. 

3. Die schweizerischen Behörden erkannten, dass China durch diese Entwicklung zu einem wichti­

gen Faktor der Weltpolitik geworden war, der es erforderlich machte, die diplomatisch-politischen 

Beziehungen zu diesem riesigen Land auf eine neue Basis zu stellen. 

4. Die Hoffnungen auf eine beträchtliche Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen erfüllten

sich nur zu einem geringen Teil. Dies gilt sowohl für die Phase vor wie nach der kommunistischen

Machtübernahm�. Die chaotische innenpolitische Lage samt dem Bürgerkrieg Hessen eine gedeih­

liche Entwicklung solcher Beziehungen nicht zu.
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5. Was die frühe Anerkennung der Volksrepublik durch die Schweiz anbetrifft, die angesichts der

traditionellen aussenpolitischen Zurückhaltung des Landes zu weltweitem und auch innenpoliti­

schem Aufsehen führte, kann diese als Meisterstück der schweizerischen Diplomatie gelten. Die
Anerkennung der Regierung der Volksrepublik stellt einen eindeutigen Ausnahmefall in der

Geschichte der schweizerischen Anerkennungspraxis dar. Dass die schweizerischen Behörden sich,
entgegen ihrer sonstigen Praxis, zu einer solch frühen Anerkennung der Regierung Mao Tsetungs

entschlossen, lässt sich mit den hohen wirtschaftlichen Erwartungen erklären, die mit einem

solchen Entscheid verknüpft waren. Hoffnungen, die sich wegen der gespannten weltpolitischen

Situation nicht mehr erfüllen konnten.

6. Durch diesen diplomatischen Akt konnte die Glaubwürdigkeit der schweizerischen Neutralitäts­

politik angesichts der schwierigen weltpolitischen Umstände erhöht und dem Prinzip der Universa­

lität der Beziehungen entschiedene Nach�chtung verschafft werden.

Es bleibt an dieser Stelle nur noch der Wert der politischen Berichterstattung für die historische 

Forschung hervorzuheben. Insbesondere die "Politischen Berichte" der schweizerischen Diplomaten 

in China gaben einen Einblick in die besondere Verknüpfung von Innen- und Aussenpolitik und 

vermochten den abstrakten Begriff Interdependenz zu konkretisieren. Verschiedene grundsätzlich 

unabhängige Konflikte wurden oft in einen einheitlichen Wirkungszusammenhang gestellt: die 

Polarisation zwischen den USA und der UdSSR, die traditionelle russische Grossmachtpolitik in 

Nordchina und die wirtschaftlichen Interessen der "Offenen Tür in China" durch die USA. Auch 

die Ueberlagerung nationalstaatlicher Probleme durch den Ost-West-Gegensatz und durch die an­

fallenden Probleme der Entkolonisierung Ostasiens wurden angetönt. Den ausgezeichneten Analysen 

der Beamten im EPD blieb oft nichts mehr beizufügen. 
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DAS BILD DER EIDGENOSSEN IN DEN TAGEBÜCHERN DES MARIN SANUDO 

VON 1510 BIS 1515 

Originaltitel der Arbeit: "L'immagine degli Svizzeri nei Diari di Marin Sanudo dal 1510 al 1515". 

Die Zusammenfassung wurde von Achille Zanetti, Winterthur, übersetzt. 

Lizentiatsarbeit bei Prof. Dr. A. Esch 

Die Tagebücher des venezianischen Historikers Marin Sanudo (1466-1536) stellen sowohl bezüglich 

der Menge wie auch der Gliederung eine einzigartige und reichfliessende Geschichtsquelle dar. Die 

58 voluminösen Bände der Ausgabe von 1879-1902 enthalten die im Hinblick auf eine spätere hi­

storische Bearbeitung gesammelten Nachrichten in allen Einzelheiten und nach Tagen geordnet. Es 

handelt sich somit bei den Diari Sanudiani um eine Art "Rohmaterial", in dem sich Alltägliches 

und Weltgeschichtliches frei miteinander vermischt und das die Reihenfolge der Ereignisse bis hin 

zu den feinsten chronologischen Einheiten von Tag und Stunde wiedergibt. 

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll anhand eines Teils des umfangreichen Werkes (Bände 9 

bis 21) die folgende Frage beantwortet werden: Welches Bild von der Eidgenossenschaft und den 

Eidgenossen hatte man zwischen 1510 und 1515 in Venedig und worauf stützten sich diese An­

sichten? 

Es sind dies die Jahre der Mailänderkriege, als die Mächte Europas beim Versuch, sich das 

umstrittene Herzogtum Mailand einzuverleiben, immer wieder aneinander gerieten. Im Kriegs­

geschehen war die militärische Rolle der Eidgenossen von fundamentaler Bedeutung, wie es die 

schweizerische Geschichtsschreibung deutlich gezeigt hat und wie es auch in unserem Fall die 

Tag�bücher mit mehreren hundert die Eidgenossen betreff enden Eintragungen bestätigen. 

Wenn sich einerseits die persönliche Meinung des Autors wegen den fast völlig fehlenden 

Kommentaren zu den erwähnten Ereignissen kaum erkennen lässt, so ist es doch möglich, ein Bild 

von den Eidgenossen zu erhalten, das nicht nur seinem, sondern dem breiteren und allgemeineren 

Urteil seiner italienischen Zeitgenossen entspricht. 

Sanudo schöpfte seine Nachrichten aus jenen Quellen, aus denen sich auch die Signoria über das 

Weltgeschehen auf dem laufenden hielt. Darunter finden sich diplomatische Depeschen der vene­

zianischen Botschafter an den verschiedenen Höfen jener Zeit, Briefe aus dem Felde und abgefan­

gene Meldungen, private Briefe, offizielle und inoffizielle mündliche Berichte. Zu den wichtigsten 

Informationsträgern über die Eidgenossen gehörte der venezianische Botschafter am päpstlichen 

Hof, und von Rom kam auch der Hauptteil der privaten Briefe, welche uns als einzige Quellen­

gattung persönliche Meinungen, Kommentare und Mutmassungen über wichtige Geschehnisse ver­

mitteln, in die die Eidgenossen verwickelt waren. 

Entgegen dem, was man von einer berühmten und effizienten Diplomatie, wie es jene von Venedig 

war, erwartet, ist aber ihr Bild von der helvetischen Wirklichkeit völlig undifferenziert, ziemlich 
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oberflächlich und zweifellos weit davon entfernt, was uns die zahlreichen schweizerischen Quellen 

vielfältiger und umfassender vermitteln. Die Söldner sind in den Diari Sanudiani die einzigen 

grossen eidgenössischen Protagonisten. Aus ihrem Verhalten leiten sich die Merkmale der Eidge­

nossen her, die anschliessend unterschiedslos verallgemeinert werden. 

Wenn Venedig einerseits die Teilnahme der Eidgenossen an seinen Kriegszügen wegen ihrer Kör­

perkraft und militärischen Tüchtigkeit als unerlässliche Garantie für den Sieg betrachtete und sich 

deshalb ihrer Gunst versicherte, so machte es dies andererseits nur widerstrebend, kannte es doch 

aus eigener Erfahrung das Risiko im Umgang mit total anarchischen Kriegern, deren Kraft und 

Angriffslust letztlich keiner Autorität gehorchten, sondern nur ihren wilden Instinkten folgten. 

Geld war das einzige Mittel, um diese besonders habgierigen, armen und daher auch für jede Art 

von Korruption ausserordenttich anfältigen Söldnerscharen in Bewegung zu setzen oder zurückzu­

halten. Die Unempfindlichkeit der Eidgenossen, wenn ihre eigene Truppen dezimiert wurden, steht 

dabei im scharfen Kontrast zur Sorge der Italiener, die menschlichen Verluste in den Reihen, in 

die sie - im Gegensatz zu den Eidgenossen - erhebliche Summen aus der eigenen Tasche investiert 

hatten, auf ein Minimum zu beschränken. 

Wenn das Bild des Söldners oder des durchschnittlichen Eidgenossen mit seinen offensichtlichen 

Vorzügen und Mängeln deutlich gezeichnet erscheint, so ist es dennoch nicht ohne Widersprüche: 

manchmal heisst es, sie seien äusserst diszipliniert und respektvoll: "si fosseno stati frati non se 

ariano portato meglio" (wenn sie unsere Brüder gewesen wären, hätten sie sich nicht besser aufge­

führt), dann wieder, sie seien arrogant, gewalttätig und grausamer als die Türken: "homeni insolenti 

e bestiali" (unverschämte und bestialische Leute) oder gar sie seien, im Hinblick auf ihr äusseres 

Erscheinungsbild, gottesfürchtig und fromm: "vestiti a la sguizara con spade soto e pater noster in 

mano molti" (gekleidet nach Schweizerart, mit dem Schwert darunter und dem Paternoster in der 

Hand). 

Mit solchen Leuten zu Rande zu kommen ist, wenn auch mühsam, so doch nicht ganz unmöglich, 

und wenn Venedig dies nicht erreicht hat, so offensichtlich, weil es dies nicht wollte. Seine Ge­

fühle gegenüber den Eidgenossen waren weder von Sympathie noch Achtung geprägt, sondern ein­

zig von Furcht, wenn nicht sogar von erklärter Angst vor der unbestrittenen und erstaunlichen mi­

litärischen Ueberlegenheit. Diese Grundhaltung erklärt auch das vollständige Desinteresse an allen 

anderen Aspekten helvetischer Realität, von der die Serenissima nur summarische, teils unzutref­

fende, jedoch immer lückenhafte Kenntnisse hatte. 

Den Plänen und politischen Aktionen der Eidgenossen stand Venedig desorientiert gegenüber. Trotz 

direkten diplomatischen Verbindungen mit den Eidgenossen versuchte Venedig nie, die untergrün­

digen Motive zu verstehen, und tatsächlich gelang es der Serenissima nicht, die divergierenden 

Tendenzen der eidgenössischen Orte zu erkennen, die politisch und militärisch entgegengesetzte 

Ziele verfolgten. Die Triebhaftigkeit, Irrationalität und Anarchie, die das Verhalten der Söldner 

bestimmten, ihre Geldgier und Beutelust waren die Kriterien, wonach Venedig auch die eidgenös­

sische Expansionsgelüste in Mailand beurteilte. Eine solche Logik kann aber nicht einem starken 

Staat zugeschrieben werden, der seine eigenen Grenzen ausdehnen möchte, sondern nur einem Volk 

von besonders geschätzten Kriegern, die sich entschlossen haben, ihre einzige Stärke - ihre 

Kriegstüchtigkeit - zu nutzen, um ihre Armut bestmöglichst zu überwinden. In diesem Sinne 

rechtfertigte sich in den Augen der Venezianer, dass die Eidgenossen keine Kriegszüge auf eigene 
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Rechnung führten, sondern immer fremde finanzielle Unterstützung suchten: Kriege führen war 

für die Eidgenossen nicht das letzte politische Mittel, sondern einfach eine lukrative Tätigkeit. 

Nicht einmal die Siege von Pavia und Novara hoben die Eidgenossen in den Rang einer politisch 

und nicht nur militärisch bedeutsamen Macht: auch wenn es ihnen gelang, ihren Willen durch­

zusetzen, blieben die Eidgenossen für Venedig nur Söldner, unfähig, die Früchte ihrer Siege zu 

ernten. Weil sie sich ausschliesslich auf ihre kriegerische Stärke verliessen, gefährdeten sie beim 

ersten Misserfolg ihre Machtstellung und sogar die Existenz der Eidgenossenschaft. Die Niederlage 

der Eidgenossen bei Marignano (1515) wurde deshalb nicht nur als das Ende eines grossartigen 

Unbesiegbarkeitsmythos betrachtet ("mai erano sta debellati da Julio cesare in qua" - seit Julius 

Caesar sind sie nie mehr besiegt worden), sondern als ihre vollständige und endgültige Ver­

nichtung: "se trovano infiniti corpi morti fin su le porte de Milano, siehe la strage e stata non 

grande ma maxima" (es fanden sich unzählige Tote bis hin zu den Toren Mailands, so dass das 

Gemetzel nicht gross, sondern total war). 
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